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E D I T O R I A L  _ 

Ein Armutszeugnis

Wir können wieder luft  holen, wenn auch 
noch mit unsicheren Schritten nach 
schwankenden inzidenzen und wech-
selnden lockdown-Stufen. Und trotz-

dem: Was sind wir froh, wieder gelockert und gelöst 
zusammenzukommen, anderen ohne Maske ins Ge-
sicht zu sehen – natürlich getestet –, und sie vielleicht 
sogar in den arm zu nehmen. 

Frische luft  und partys – auch am aasee. dort aber 
zum Missfallen der anwohner*innen zwischen Zen-
tralfriedhof und Himmelreich. dort haben sich die-
se mit erheblichem fi nanziellen aufwand eine ange-
messene Residenz zugelegt, und was ist: das profane 
Volk will teilhaben am öff entlichen Raum in Münsters 
Frischluftschneise. Schon im Winter auf dem zuge-
frorenen aasee hatt en sie sich breit gemacht und die 
Welt mit ihrer billigen Freude erfüllt. Und als nach 
langem Corona-Winter die Maske fällt und die Sonne 
lockt, da sind sie wieder da aus dem lockdown, die 
Feierbiester. ihr lachen stört den dezenten Blick durch 
die Villenfenster auf den lächelnden See beim Sonnen-
untergang. 

Ja sicher, schon lange vor dem Bau der Villen an 
der Himmelreich-allee, schon vor Jahrhunderten 
planschten dort kinder im aa-Wasser. arbeitslose der 
Weimarer Zeit hoben in einer arbeitsbeschaff ungs-
maßnahme, die damals noch nicht so hieß, aber eine 
knochenarbeit war, einen See von respektabler Größe 
aus. aber ein respektabler See, das bedeutet Respekt 
haben davor, und der See hat viele Respektspersonen 
als anwohner*innen. 

Wenn diese ihre domizile, ihre gepfl egten Wagen und 
ihren Wohlstand präsenti eren, dann zwar sichtbar, je-
doch dezent und mit Geschmack, auch mit Champagner 

und der feinen note von Himbeeren im abgang. auf 
jeden Fall ohne laute tanzmusik und krawall und aufge-
motzte autos! So etwas gefährdet andere Menschen, 
belästi gt die anständigen anwohner*innen und macht 
angst.    

Respekt dafür muss das einfache Volk erst mal lernen, 
zur not hinter absperrgitt ern und mit polizeihundert-
schaft . da mag es zwar beengt in billigen Wohnungen 
ohne Gärten hausen, die Studierenden in der pandemie 
ohne Hörsäle dastehen, die kinder beim Homeschooling 

mit den Geschwistern in einem Zimmer zusammenho-
cken und das leider oft  ohne internet. da mag sich das 
Corona-Virus in den armutsvierteln Coerde, kinderhaus 
oder Berg Fidel verbreitet haben wie beim après Ski 
von ischgl. da mögen ihre Wohnblocks verfallen, die 
Wandfl iesen zerbrechen, die Heizungen oder aufzüge 
von den immobilieninvestoren nicht gewartet werden. 
Ja, darüber ist zu reden. aber das heißt noch lange nicht, 
dass es in der guten Stube am aasee drunter und drüber 
gehen muss. Feiern ja, gern auch mit alkohol, aber in 
gepfl egten Bahnen, bitt eschön! 

das Volk jedoch feiert die wiedergewonnene Freiheit 
und haut über die Stränge. Ein armutszeugnis!

Und wir sind wieder da mit der SpERRE!

Arnold Voskamp

 

Gediegene abendruhe am aasee (Foto: lioba Belage, pixabay.com)
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www.spendenwerk-ms.de

In guten, wie in 
schlechten Zeiten...

Wir machen uns stark für
gemeinnützige Organisationen
in Münster und in der Region.

Jetzt ganz einfach mitmachen:
 Projekt einstellen.
 Spenden sammeln.
 Idee verwirklichen.

www.spendenwerk-ms.de
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verbunden mit viel Bürokratie.
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  _ T I T E L

I st diese pandemie nicht mehr als ein katalysator, ein 
Brennglas, welches uns zeigt wie gespalten unsere Ge-
sellschaft ist? Wie schnell der soziale abstieg uns alle 
betreffen kann und wie ärmer die Ärmsten unserer Ge-

sellschaft noch werden können?
laut einer Studie der Universität düsseldorf unter der leitung 

des Medizinsoziologen prof. dr. nico dragano zeigt sich ein si-
gnifi kanter Zusammenhang zwischen Corona-bedingten kran-
kenhausaufenthalten einerseits sowie arbeitslosigkeit und 
armut andererseits. Zentrales Ergebnis der Studie: arbeits-
lose und arme Menschen weisen eine um 84 prozent erhöhte 

Während der vergangenen Corona-lockdowns waren häufi g Sprüche zu hören wie: 

„die pandemie trifft   uns alle gleich!“ oder  „Vor dem Virus sind wir alle gleich!“. 

aber was ist da dran? Entsprechen sie der Realität?
Von Joanna Kolosska

Vielleicht hat es anfänglich noch als Durchhalteparole 
funkti oniert, als Aufruf zu Solidarität in der Gemein-
schaft : Das große WIR wurde beschworen, um etwas 
Angst, Verzweifl ung und Sorgen in der sozialen Isola-
ti on entgegenzusetzen. Aber was ist davon geblieben? 
Wo ist das WIR wenn es um die Diversität unserer 
Gesellschaft  geht? Wenn wir schon vorher nicht die 
gleichen Voraussetzungen hatt en, hat eine Pandemie 
nun die Unterschiede beseiti gen können?

Gefahr auf, an Corona mit schwerem Verlauf zu erkranken.
Und warum erkranken arme und arbeitslose Menschen 

schwerer und häufi ger an Corona?

Gesundheitliche Voraussetzung
armut macht krank, denn von armut betroff ene Menschen 

können sich weniger gesund und ausgewogen ernähren. au-
ßerdem können sie sich weniger Sport- und Freizeitangebote 
leisten.

Bei einem festgelegten Bedarf allein für nahrung von 154,75 
Euro1 monatlich für eine erwachsene Einzelpersonen im lei-
stungsbezug von alg ii (kindern, Jugendlichen und paaren 
stehen noch weniger zu), stehen dieser person umgerechnet 
täglich 4,99 Euro zur Verfügung (154,75 Euro für 31 tage).

damit kann sich beim besten Willen niemand einen mor-
gendlichen Smoothie mit frischen Beeren leisten, geschweige 
denn nach einem ausgewogenen Ernährungsplan leben. klar, 
dass dann das existenzielle Bedürfnis, den Hunger zu sti llen, 
im Vordergrund steht und der eine oder andere Griff  zur oft  
ziti erten Chipstüte für 89 Cent nahe liegt. 

Im Klartext:   Ärmere Menschen sind generell anfälliger für  
krankheiten, denn armut ist ein Gesundheitsrisiko.

Illustrati on: Agneta Becker

Wir
Wo ist das 

geblieben?

  



7

T I T E L  _ 

Psychische Gesundheit
Ein Mensch, der dauerhaft  unter Stress durch existenzielle 

Ängste vor armut und gesellschaft licher ausgrenzung steht, 
der perspektivlosigkeit ertragen muss oder als Schnorrer 
gebrandmarkt wird, der leidet auch psychisch. Zahlreiche 
Studien belegen, dass angst das immunsystem aufs Schwers-
te belasten und im schlimmsten Fall zu chronischen Erkran-
kungen führen kann. obendrein verhalten sich Menschen, 
die schwere psychische krisen durchleben, gesundheits-
schädlicher: Sie greifen vermehrt zu tabak und alkohol. 
So ganz nebenbei bemerkt: diese Entwicklung zeigt sich al-
lerdings pandemiebedingt gerade in allen Schichten unserer 
Gesellschaft .

Im Klartext: (lebens-)krisen machen krank.

Wohnsituati on
Zusätzlich ist die Wohnsituati on für die von armut betrof-

fenen Menschen um einiges schlechter als die der Mitt elschicht 
in ihren Reihenhäusern mit trampolin im Garten.

Im Klartext: der meist schlechtere Zustand der Wohnungen 
und die geringere Wohnfl äche, die ärmeren Menschen zu Ver-
fügung steht, sind wichti ge indikatoren für die gesundheitliche 
Verfassung dieser Menschen und der ausbreitung von Covid-19.

Arbeitsbedingungen für Geringverdiener* 
und Leistungsbezieher*
Für Geringverdiener* und leistungsbezieher* im arbeits-

verhältnis besteht signifi kant ein höheres infekti onsrisiko auf-
grund ihrer prekären Beschäft igungsverhältnisse.

Im Klartext:  Millionen Menschen, die tagtäglich als Reini-
gungskräft e, altenpfl eger* oder Schlachthofmitarbeiter* 
arbeiten, können nicht ins Homeoffi  ce gehen, geschweige denn 

ständig 1,5 Meter abstand halten, um kontakte zu reduzieren.
auch der arbeitsweg von Geringverdienern* und leistungsbe-

ziehern* wird meist mit öff entlichen Verkehrsmitt eln bestritt en, 
das heißt: Viele Menschen, die trotz einer oder mehrerer 
arbeitsstellen unter armut leiden und sich schlicht kein auto 
leisten können, sind für den Weg zur arbeit auf überfüllte Busse 
und Bahnen angewiesen und somit einem erhöhten Risiko, an 
Corona zu erkranken, ausgesetzt.

Die (gewollte) Ahnungslosigkeit der Politi k
Wie das Robert-koch-institut (Rki) schon im September 

2020 bemängelte, gibt es in deutschland und auf Ebene der 
Bundeländer kaum Studien zu den sozioökonomischen Fak-
toren von Regionen mit einem hohen anteil an personen mit 
niedrigen Einkommen und ein erhöhtes Risiko für einen kran-
kenhausaufenthalt im Rahmen einer Covid-19-Erkrankung.

nach Recherchen von ndR, WdR und Süddeutscher Zeitung 
(SZ) haben 14 von 16 Bundesländern keine Erkenntnisse da-
rüber, welche Menschen in den jeweiligen sozialen Schichten 
sich besonders häufi g mit Corona infi zieren. diese notwen-
digen, aber fehlenden Studien wären ausschlaggebend zur 
Bereitung eines Handlungsfeldes, das hülfe, die pandemie 
einzudämmen und Menschen zu schützen.

dabei beruht die erwähnte datenlücke nicht etwa auf ah-
nungslosigkeit. Sie stellt vielmehr eine grobe Fahrlässigkeit 
und unterlassene Hilfeleistung eines Staates dar, der sich oft  
genug als Sozialstaat rühmt. 

Im Klartext: armut und Corona sind ein doppelter affront 
für Millionen von Mitmenschen, die in deutschland in 
armut leben müssen.

1 Rüdiger Böker, Auft eilung nach EVS-Abteilungen des Regelbedarfs, 2021

Probleme kann man niemals mit derselben
      Denkweise lösen, durch die sie entstanden sind.
    (Albert Einstein)

Illustrati on: Agneta Becker
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Ein Gespräch mit den sozialpoliti schen 
Sprecher*innen Maria Winkel (SPD) und 
Harald Wölter (Die Grünen) von der 
neuen Rathauskoaliti on in Münster 
über die Umsetzung der im Koaliti ons-
vertrag vereinbarten Ziele im Bereich 
Soziales und Arbeitsförderung 
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D ie neue Rathauskoaliti on aus Bündnis 
`90/die Grünen bzw. Gal, Spd und Volt 
will Münster zu einer klimagerechten, 
sozialen, lebenswerten, solidarischen 

und weltoffenen Stadt machen. Gemeinsam 
mit den sozialpoliti schen Sprecher*innen Maria 
Winkel (Spd) und Harald Wölter (die Grünen) 
haben wir über die Umsetzung der im neuen 
koaliti onsvertrag vereinbarten Ziele im Bereich 
Soziales und arbeitsförderung gesprochen. 

SPERRE: Frau Winkel, Herr Wölter, unsere 
erste Frage zielt auf den Münster-Pass. Im 
Koaliti onspapier ist von einer „Ausweitung der 
Anspruchsberechti gten“ die Rede. Was ist 
damit gemeint?

Winkel: Was uns am Herzen liegt, sind die 
Wohngeldempfänger*innen. diese personen-
gruppe soll in den kreis der anspruchsberech-
ti gten mit aufgenommen werden.

Wölter: Genau, wir hatten im vergangenen 
Jahr aufgrund der vergleichsweisen hohen 
Rentenanpassung eine Zunahme von Wohn-
geldbezieher*innen, die vorher leistungen 
vom Sozialamt bezogen haben und dadurch aus 
dem leistungsbezug des Münster-passes leider 
herausgefallen sind. diese Menschen wollen 
wir unter anderen mit dem angebot erreichen. 
Schon in der Vergangenheit hatten wir aber 
auch schon Menschen, die kinderzuschlag be-
ziehen, mit aufgenommen. Jetzt müssen wir zu-
sätzlich nochmal genauer schauen: Gibt es nicht 
auch leute, die weniger haben als ergänzendes 
Wohngeld und keine leistungen vom Jobcen-
ter bekommen? Hierzu brauchen wir aber noch 
mehr informationen. Wir werden uns diesem 
thema stellen und entsprechend handeln. 

Wie steht Münster mit seinem 
Münster-Pass eigentlich da, wenn 
man ihn mit entsprechenden 
Angeboten in anderen Städten 
und Kommunen vergleicht?

Wölter: im Vergleich zu anderen 
kommunen ist der Münster-pass 
mit abstand der günsti gste. Hier kostet das abo 
für den ÖpnV ab 15,50 bis 21,50 Euro, die go-
Card für kids und Jugendliche lediglich 11,00 
Euro. in anderen kommunen müssen die Betrof-
fenen deutlich ti efer in die tasche greifen. das 
erreichte niveau wollen wir auf jeden Fall halten. 
den Münster-pass erhalten alle leistungsberech-
ti gten in Münster zweimal Jährlich automati sch 
zugesandt, ohne dass dieser beantragt werden 
muss. das sind aktuell bis zu 25.000 ausweise. 
Mit dem Münster-pass können dann alle leistun-
gen und angebote entsprechend vergünsti gt in 
anspruch genommen werden, die im Verbund 
mit dem Münster-pass stehen. neben dem öf-
fentlichen nahverkehr sind das noch zahlreiche 
weitere angebote.

Wir fragen auch deshalb nach der Ausweitung, 
weil wir (AbMedien, cuba-Arbeitslosenbera-
tung; die Redakti on) seit vielen Jahren den 
roten Münster-Pass rausbringen, welcher 
auch für Geringverdiener*innen ohne An-
spruch auf Leistungen vom Jobcenter gilt. 
Natürlich ohne das kommunale Busti cket…

Wölter: Genau das wollen wir auch ändern. aber 
wie gesagt, wir müssen den personenkreis, der zu-
sätzlich vom Münster-pass profi ti eren soll, noch 
einmal genauer anschauen. Und dies möglichst 
ohne viel zusätzlichen Verwaltungsaufwand. das 
muss ja auch alles prakti kabel bleiben.

Eine koaliti on aus Bündnis `90/die Grünen/Gal, Spd und Volt 
gibt seit der kommunalwahl im Stadtrat den ton an. 
Was plant sie in der lokalen Sozial- und arbeitspoliti k?
Interview von Judith Appel und Norbert Att ermeyer

„Aber was geht, 
das machen wir auch!“

Münster-Pass eigentlich da, wenn 

mit abstand der günsti gste. Hier kostet das abo 

 wir auch!“

Der vom AbM e.V. und der 
cuba-Arbeitslosenbera-
tung ausgegebene rote 
Münster-Pass gilt auch für 
Geringverdiener*innen 
ohne Anspruch auf Leis-
tungen vom Jobcenter 
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Beschäft igungsmöglichkeiten für 
Langzeitarbeitslose 
Anderes Thema. Im Koaliti onsvertrag steht: 

„Die Vergabe von Grundstücken an Gewer-
bebetriebe soll prioritär an Unternehmen 
erfolgen, die auch bereit sind mindestens zehn 
Prozent der Neueinstellungen Langzeitarbeits-
losen verbindlich innerhalb von drei Jahren 
nach Erwerb einzustellen.“ Das steht so?

Winkel: Ja, das steht so! Wir haben uns gesagt, 
wenn wir was bewegen wollen in dem Bereich, 
dann brauchen wir auch bestimmte kriterien 
damit für die betroff enen Menschen auch was 
passiert.

Weiter heißt es: „Jährlich sollen zusätzlich 50 
neue tarifgerechte sozialversicherungspfl ichti ge 
Beschäft igungsverhältnisse für SGB-II-
Empfänger*innen geschaff en werden. Wenn 
notwendig, werden Kosten bis zu 100 Prozent 
durch die Stadt getragen. Dies bei einem Einsatz 
bei einem sozialen oder ökologischen Träger.“ 

Wölter: Wir wollen etwas machen neben dem, 
was der Bund schon mit den sogenannten 16i-
Stellen macht. die Stellen, die wir schaff en wol-
len, haben aber den Vorteil, dass sie bessere Vo-
raussetzungen haben. Beim Bundesprogramm 
ist ja eine fünfjährige arbeitslosigkeit Voraus-
setzung, um in die Förderung zu kommen. Wir 
hingegen sagen: Zwei Jahre arbeitslosigkeit rei-
chen. damit wird das programm zielgerechter. 
Es ist quasi ein komplementärprogramm zu 
dem Bundesprogramm. darüber hinaus wollen 
wir in diesem Jahr bereits beschlossene neue 
sozialversicherungspflichtige arbeitsverhält-
nisse – momentan knapp 40 Stellen – bei der 

Stadt Münster realisieren. das war nicht einfach 
durchzusetzen, hat aber geklappt.

Winkel: Genau, es ist für die Stadt schwierig, 
etwas für langzeitarbeitslose zu tun. aber wir 
sind auch nicht länger bereit, die hohen Zahlen 
einfach hinzunehmen. das geht nicht. ich würde 
mir da noch mehr wünschen, aber wir als kom-
mune können nicht Hartz iV abschaffen oder 
ohne Ende arbeitsplätze für langzeitarbeitslose 
schaff en. aber was geht, das machen wir auch!

Wölter: Münster ist meines Wissens die ein-
zige Stadt, die sowas überhaupt macht. die ein 
kleines zusätzliches kommunales programm zur 
öff entlich geförderten Beschäft igung aufl egt. 

Beratung in Zeiten der Corona-
Pandemie: kein Zugang zu Ämtern
Für uns ist ein weiteres wichti ges Thema die 

Erreichbarkeit des Jobcenters. Während der 
Corona-Zeit hat das Jobcenter auf Telefon und 
online umgestellt. Eine persönliche Vorsprache ist 
nur noch in Notf ällen möglich. Was ein Notf all ist, 
entscheidet das Jobcenter. Auch ist es nicht mehr 
möglich, verlangte Schrift stücke im Eingangsbe-
reich zu kopieren und eine Bestäti gung für das 
Einreichen der Unterlagen zu erhalten. Aus 
unserer Erfahrung ist dies für viele Betroff ene ein 
großes Problem. Insbesondere wenn noch 
sprachliche Einschränkungen hinzukommen.

Winkel: Wenn das so ist, dann kann ich nur 
sagen: das geht gar nicht! andere träger leisten 
diese arbeit doch auch.

Bezahlbarer Wohnraum und Hilfen 
für Wohnungslose als wichti ge Zu-
kunft sfrage in der Stadt Münster 
Kommen wir mal zum Bereich Wohnen. In der 

Stadt Münster gilt die Regel, dass bei Neu-
bauten 30 Prozent der Wohnungen Sozialwoh-
nungen sein müssen.

Winkel: Richti g! da legen wir auch wert drauf 
und achten darauf, dass das so passiert.

Wölter: das gilt genauso für die Wohnprojekte, 
die wir jetzt im Bereich pfl ege haben. 30 prozent 
müssen öff entlich geförderter Wohnraum sein. 
das gilt grundsätzlich für alles, auch für Wohnen 
im alter. Ein zweiter Baustein im Bereich Wohn-
raumentwicklung ist: Wie erreichen wir auch 
Wohnraum für gute Sozial-projekte? ich meine, 
30 prozent für den sozialen Wohnungsbau, das ist 
klar. aber das ist nicht das alleinige Merkmal für 
einen investor, um einen Zuschlag zu erhalten. 
Wichti g ist uns auch immer, was ist gut für das 
Quarti er. ich denke da auch an spezielle Zielgrup-

Es ist für die Stadt schwierig, etwas für Langzeitarbeits-
lose zu tun. Aber wir sind auch nicht länger bereit die 

hohen Zahlen einfach hinzunehmen (Maria Winkel)

Maria Winkel 
(SPD),

Harald Wölter 
(Grüne)
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pen wie zum Beispiel pflegewohngemeinschaf-
ten, inklusive Wohnprojekte, betreutes Wohnen 
oder Wohnangebote für ehemals Wohnungslose 
wie den projekten von 60+. Eine entsprechende 
konzeptausschreibung gehört dann immer mit 
dazu.

Winkel: Für mich gehört auch dazu, dass wir 
bestimmte Berufsgruppen mit Wohnraum ver-
sorgen müssen. allein schon die pflegekräfte, 
die händeringend nach einer bezahlbaren Woh-
nung suchen. oder mein lieblingsprojekt: das 
arbeiterwohnhaus für wohnungslose Männer 
im Haus der Wohnungslosenhilfe (HdW). Bei 
meinem letzten Besuch hatten von 84 obdach-
losen 23 eine arbeitsstelle. die Männer arbeiten 
den ganzen tag und müssen dann zum Schlafen 
ins HdW. das ist doch ein Skandal. 

Es gibt ein sogenanntes „Schlüssiges Konzept 
zur Angemessenheit der Wohnkosten“. 
Danach werden die Obergrenzen für die 
Anmietung von Wohnungen im Sozialbereich 
entwickelt. Frage: Wie sieht dieses Konzept 
genau aus?

Wölter: dieses thema ist ja immer ein top-Se-
cret-thema bei den kommunen. Es soll ja erstmal 
nicht bekannt werden, wie hoch der Referenz-
satz ist. den gibt es natürlich. aber die Befürch-
tung ist dann auch immer, dass nach einer Be-
kanntgabe die Mieten allgemein auf dem Woh-
nungsmarkt ansteigen. trotzdem brauchen wir 
aber bei einer hochpreisigen Stadt wie Münster 
einen realistischen Wert. So, dass auch ärmere 
Menschen die Möglichkeit haben angemessen zu 
wohnen und nicht noch 20 prozent der Miete aus 
dem Regelsatz bezahlen müssen.

Mietkosten – ein handfestes  
Problem für SGB II-Bezieher*innen
Apropos draufzahlen. Für einige, die vom 

Jobcenter abhängig sind, können die Mietko-
sten ein handfestes Problem werden. Nämlich 
dann, wenn die Miete nicht mehr komplett 
übernommen wird. Etwa wenn ein Kind aus 
der Wohnung des alleinerziehenden Elternteils 
auszieht. In solchen Fällen übernimmt das 
Jobcenter in der Regel noch für ein halbes Jahr 
die bisherigen Kosten, ab dann nur noch die 
angemessenen. Die Frau muss dann sehen, 
dass sie schnell eine neue bezahlbare Woh-
nung findet. Ansonsten bleibt sie auf den 
zusätzlichen Kosten sitzen. 

Winkel: in der letzten legislaturperiode hatten 
wir diesbezüglich die Verwaltung angefragt. Es 
wurde uns mitgeteilt, dass sie an einem neuen 
konzept arbeitet. Wir werden diesbezüglich auf 
jeden Fall nachhaken. 

Auf Bundesebene gibt es da ja Bewegung. 
Der Arbeitsminister strebt eine Verlängerung 
des Zeitraums an, in dem noch die bisherige 
Miete übernommen werden soll. Statt eines 
halben Jahres sollen es zukünftig zwei Jah-
re sein. Allerdings könnten Koalitionspartner 
und Bundestagswahl dem noch entgegenste-
hen. Was kann aber Münster machen?

Wölter: klar, das ist vom Bund so vorgege-
ben. aber ich weiß, dass das land Bremen das 
schon einmal durchgerechnet hat und zu dem 
Ergebnis kam, dass das sich unter Umständen 
sogar rechnet. dass also die Mehrkosten, die 
der kommune bei der zusätzlichen Miete ent-
stehen, geringer sind, als die kosten, die für 
die Sachbearbeitung bei der durchsetzung der 
alten Regelung entstehen. 

Winkel: Wir werden uns das noch einmal ge-
nauer ansehen und auch die entsprechenden 
Zahlen von der Verwaltung zukommen lassen. 
ich meine, was angemessen ist, das muss sich 
auf jeden Fall wiederspiegeln bei den Verhält-
nissen auf dem Wohnungsmarkt. Und das ist 
hier in Münster ja eine ganz besondere Situa-
tion.

Erhaltung der Ombudstelle als 
wichtiges Regulativ des Jobcenters 
Letztes Thema: die Ombudsstelle für das 

Jobcenter. Die soll weiter unterstützt und 
gefördert werden. Das finden wir nur 
natürlich.

Winkel: Ja, das machen wir gerne. allerdings 
müsste einmal über die dauer dieser ehrenamt-
lichen Stellenbesetzung nachgedacht werden. 
im Moment sind die Verträge ja unbefristet. Wir 
könnten uns aber auch vorstellen, die Verträge 
beispielsweise wie in anderen Bereichen auch an 
die legislaturperiode des Rates zu koppeln. 

Wölter: das an die Wahlperiode zu koppeln 
wäre eine gute idee. insgesamt leistet die om-
budsstelle eine sehr wichtige arbeit, wenn es 
darum geht, den anliegen der leistungsbe-
ziehenden gerecht zu werden und sich für de-
ren interessen einzusetzen und zu Gehör zu 
bringen. dies wollen wir sichern und weiter 
stärken.

Frau Winkel, Herr Wölter, wir bedanken uns 
bei Ihnen für das Gespräch.

Münster ist meines Wissens die einzige Stadt, die ... ein 
kleines zusätzliches kommunales Programm zur öffentlich 
geförderten Beschäftigung auflegt (Harald Wölter)
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Illustrati on: 
Agneta Becker

Hartz IV sichert die Armut, Hartz IV macht 
Druck, Hartz IV ist ein bürokratisches 
Monstrum. Der Hartz-IV-Regelsatz müsste 
um mehr als ein Drittel höher sein, so stellen 
es Sozialverbände und Gewerkschaften fest. 
Um wirklich die Existenz zu sichern, 
müsste er über 600 Euro betragen. 
Das Hartz IV-Gesetz, das nun das Zweite 
Sozialgesetzbuch ändern soll, ist ein „Re-
förmchen“, so die Einschätzung unseres 
Autors in seiner kleinen Vorschau auf 
die bevorstehenden Änderungen.

Die aktuelle Corona-krise verfestigt 
nicht nur den Reichtum weniger, son-
dern auch die armut vieler. Menschen 
im unteren Einkommensbereich sind häu-

fi ger und schwerer krank, die Betroff enen ster-
ben früher. ihre ohnehin schon prekäre Situati on 
hat die pandemie zusätzlich verschärft , weil Mi-
nijobs weggefallen sind, weil die Zahl der Hilfsan-
gebote zurückgegangen ist und sie einen erhöhten 
aufwand erfordert (für Hygienearti kel usw.). den-
noch wird die Forderung nach einer deutlich höheren 
monatlichen Grundsicherung von der Regierungskoaliti on 
überhört. Eine einmalige Zahlung von 150 Euro im Mai soll 
den gesamten Sonderbedarf decken.

Kein großer Wurf
Ein „Reförmchen“ des Hartz-iV-Gesetzes (SGB ii) hat Bun-

desarbeitsminister Hubertus Heil (Spd) aber doch vorge-
legt. dieses 11. Änderungsgesetz des SGB ii ist kein beson-
ders großer Wurf. dennoch gibt es diskussionen und die 
Frage, ob das Gesetz überhaupt bis zur Bundestagswahl ver-
abschiedet wird. drei punkte gelten als wichtig: Zwei da-
von knüpfen an die „erleichterte“ antragstellung infolge 
der Corona-Sozialpakete an. der dritte nimmt das auf, was 
das Bundesverfassungsgericht vom Gesetzgeber verlangt.

Diese drei Punkte will der Arbeitsminister ändern:
• die obergrenze der angemessenen Wohnungsko-

sten soll erst nach zwei Jahren Hartz-iV-leistungs-
bezug greifen. Wer bedürft ig wird, soll nicht schon 
wie vor der Corona-pandemie nach sechs Mona-
ten mit Umzugsforderungen konfronti ert sein.

Gesetzentwurf zur Hartz-iV-Änderung kommt auf die letzte 
Regierungsminute
Von Arnold Voskamp

Danach etwas weniger arm

• antragsteller* sollen ihre Vorsorge und ange-
sparten Rücklagen vor einem Bezug von Hartz-iV-
leistungen nur dann aufbrauchen müssen, wenn 
diese über der obergrenze im Wohngeld liegen. 
Für die erste person im Haushalt sollen auch nach 
Corona also Vermögen bis 60.000 Euro frei blei-
ben und für jede weitere person 30.000 Euro,

• die Sankti onsregeln sollen an die Vorgaben aus dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 5. novem-
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ber 2019 angepasst werden, indem beim Fehlver-
halten von erwachsenen Hartz-iV-Beziehenden eine 
kürzung maximal 30 prozent des Regelsatzes betragen 
soll. Junge Erwachsene sollen ebenfalls auf maximal 
30 prozent der leistung gekürzt werden dürfen. 

Zu diesen Vorschlägen wird eine diskussion in der großen 
koaliti on geführt. die kosten würden zu stark steigen und der 
notwendige druck zur arbeitsaufnahme würde entf allen, so 
halten CdU sowie weitere konservati ve und wirtschaft sliberale 
kreise dem arbeitsminister entgegen. 

Was die Wirtschaft sforscher dazu sagen
das deutsche insti tut für Wirtschaft sforschung diW hat im 

Februar 2021 den arbeitsminister mit einem Gutachten unter-
stützt. 

die Wohnungskosten im arbeitslosengeld ii (alg ii) sti egen 
jährlich um insgesamt 87 Millionen Euro oder um 0,58 prozent, 
wenn die Jobcenter erst nach zwei Jahren leistungsbezug auf 
eine Mietkostensenkung drängten. Gleichzeiti g wäre zu erwar-
ten, dass der Verwaltungsaufwand für die Unterkunft skosten 
um 30 Millionen Stunden sänke. damit würde mehr Zeit frei für 
die Vermitt lung und Beratung der arbeitssuchenden.

Zur Regelung bei den Vermögen stellen die diW-Forscher 
fest: die Vermögensverteilung ist in deutschland sehr ungleich, 
bis in die Mittelschicht hinein gebe es keine sechsstelligen 
Geldvermögen. Vermögen sei bei Hartz-iV-Beziehenden kaum 
vorhanden: nur 1,3 prozent der Hartz-iV-Haushalte haben laut 
einer Untersuchung der Bundesagentur für arbeit Vermögen 
von 5000 Euro oder mehr. die anpassung der Vermögensfrei-
grenzen brächte maximal 10.000 zusätzliche Haushalte in den 
leistungsbezug. die vom arbeitsminister geschätzten Mehrko-
sten von 120 Millionen Euro im Jahr bewertet das insti tut als zu 
hoch gegriff en. 

die vorgeschlagenen neuregelungen zu den Sankti onen im 
alg ii werden vom diW geteilt, das Bundesverfassungsgericht 
gebe diese schließlich vor. Für die komplett e abschaff ung von 
Sankti onen gebe es in der Bevölkerung, unter den Beschäf-
tigten der Jobcenter und selbst unter den leistungsbezie-
henden keine Mehrheit, das würden Umfragen zeigen. allge-
mein werde es für nöti g gehalten, dass die arbeitslosen unter 
einem gewissen druck stünden. 

Fazit
Groß wird sich nichts ändern – wenn die Regierung überhaupt 

willens ist, vor der Wahl noch eine Änderung auf den Weg zu 
bringen. Während alle um die richti ge Corona-politi k roti eren, 
gibt es in der herrschenden Sozialpoliti k kaum Bewegung.
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Grundrente – das hört sich vertrauenserweckend 
an. Im Alter soll erst mal der Grundbedarf gedeckt 
sein. Das, was jetzt von Regierung, Bundestag und 
Bundesrat beschlossen worden ist und in 2021 
kommen wird, ist davon ziemlich weit entfernt.

In deutschland leben etwa 25 Millionen Rentnerinnen 
und Rentner. die gesetzliche altersrente beträgt durch-
schnitt lich 982 Euro im Monat. Rentnerinnen haben deut-
lich weniger zur Verfügung: 557 Euro Rente im Schnitt . 

altersarmut ist wie in den Jahren nach dem krieg wieder ein 
thema. denn sie nimmt zu. die immer wieder diskuti erten 
alternati ven von betrieblicher altersversorgung und privater 
Vorsorge wirken eher bescheiden. 

die gesetzliche altersrente umfasst weiterhin ein Vielfaches 
der privaten oder der betrieblichen altersvorsorge. Sie wird 
auch allgemein als die Basis der altersversorgung verstanden. 
der Wunsch oder die Forderung nach einer existenzsichernden 
Basis im alter ist also drängend. die jetzt eingeführte sogenannte 
Grundrente ist in ihrer ausgestaltung jedoch keine „Basis“, kein 
sicheres Fundament oder ein Sockel, sondern ein Zubrot, oder 
besser gesagt: ein mit viel aufwand gebackenes „Zubrötchen“. 

Wer hat etwas davon?
den Grundrentenzuschlag soll nicht jede* kriegen, nur „Be-

dürft ige“, die auch „geleistet“ haben. Voraussetzungen für 
den Bezug: 35 bzw. 33 Jahre Berufstäti gkeit mit Beitragszah-
lungen, einschließlich der Zeiten für kindererziehung sowie 
pfl ege von angehörigen; ebenso zählen Zeiten einer Reha 
oder längerer krankheit dazu. der Verdienst soll in diesen 
Zeiten zwischen 30 und 80 prozent des durchschnitt sver-
dienstes betragen haben. Jahre mit Verdiensten außerhalb 
dieses Bereichs bringen keine Verbesserungen – also kein 
Zubrot. Wer in einem Jahr annähernd durchschnitt lich und 
mehr verdient hat oder auch ganz wenig, geht für dieses Jahr 
leer aus. 

Komplizierte Rechnung mit vielen 
Begrenzungen
durch den neuen Grundrenten-Zuschlag soll die lücke zwi-

schen dem individuellen niedrigeinkommen bis hin zu 80 pro-
zent des durchschnitt seinkommens ausgeglichen werden. das 
ist zwar kein vollständiger ausgleich, aber einer zu sieben ach-
teln. Für Menschen mit über 33 und unter 35 Jahren Berufs-

täti gkeit bzw. den genann-
ten Ersatzzeiten werden 
nur die lücken bis zu 40 
prozent des durchschnitt s-
einkommens ausgeglichen. 
aus dieser neuen Einkom-
menshöhe berechnet die 
Rentenversicherung die 
dann vielleicht erhöhten 
Rentenpunkte, aus denen 
sich die tatsächliche Rente 
ergibt. 

Wenn man diese Berech-
nung nicht versteht, muss 
man sich nicht schämen, 
auch Fachleute zweifeln 
oder verzweifeln daran. tat-
sächlich ist sie noch kompli-
zierter. Und die Rechnung 
ist damit noch nicht zu Ende.

Oft nicht mehr als ein Zubrot
im diesem Jahr kommt die Grundrente
Von Arnold Voskamp

Die jetzt beschlossene sogenannte 
Grundrente ist keine existenzsichernde 
Basis sondern nur ein mit viel 
Aufwand gebackenes „Zubrötchen“ Fo
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Anrechnung von weiteren Einkommen
auf die Grundrente werden nämlich andere Einkommen 

angerechnet. die Rentenversicherung erhält zu diesem Zweck 
auf direktem Wege von den Finanzämtern die Steuerbe-
scheide. Wer als alleinstehende* im vorvorherigen Jahr (also 
vor zwei Jahren) mehr als 1250 Euro Gesamteinkommen im 
Monat hatte, der oder dem wird darüber liegendes Einkom-
men abgezogen. ab 1600 Euro wird voll verrechnet. Vermö-
gen dagegen wird nicht angerechnet. Umgekehrt wird der 
Grundrentenzuschlag auf andere Sozialeinkommen wie etwa 
Wohngeld, Grundsicherung, alg ii (Hartz iV) oder Hilfe zum 
lebensunterhalt angerechnet, aber nur teilweise. 

Das Grundrentenverfahren
der Grundrenten-Zuschlag muss nicht extra beantragt 

werden. die Rentenversicherung bestimmt diesen Betrag 
von sich aus für alle Rentner*, auch für diejenigen, die jetzt 
schon eine Rente beziehen. die Grundrentenreform tritt 
zwar schon zum 1. Januar 2021 in kraft. Sie ist jedoch auch 
für die Rentenversicherung sehr aufwändig zu berechnen, 
so dass erst 2022 alle Renten auf möglichen Zuschlag ge-
prüft sein werden. dann gibt es eine nachzahlung, auch für 
die nachkommen von inzwischen verstorbenen Berech-
tigten. Wer Beratung in anspruch nehmen möchte, muss 
sich gedulden: Sie ist erst später möglich.

die deutsche Rentenversicherung schätzt, dass etwa 
1,3 Millionen Rentenbeziehende einen Zuschlag erhal-
ten werden. durchschnittlich werden diese Bezieher* von 
kleinrenten etwa 75 Euro mehr Rente im Monat erhalten, 
maximal gibt es zusätzlich 420 Euro. 

Wie es besser geht – Beispiel Niederlande 
als lösung wird von interessierter Seite hierzulande stets 

die individuelle Vorsorge empfohlen, oft von den gleichen 
leuten, die die deutschen niedriglöhne loben. Mit diesen 
jedoch lässt sich individuell nicht vorsorgen. Unsere nach-
barn in den niederlanden haben nicht nur einen besseren 
Mindestlohn, sondern auch eine Grundrente, die ihren na-
men verdient. 

Wer in den 50 Jahren vor Renteneintritt in den nieder-
landen gearbeitet oder zumindest gelebt hat, bekommt sie 
ausgezahlt. Sie beträgt für jede und jeden 70 prozent des 
nettolohns, also aktuell gut 1200 Euro. Zusätzlich beziehen 
über 90 prozent der Beschäftigten eine betriebliche alters-
rente, dazu gibt es individuelle, private Zusatzversorgungen, 
ohne dass diese bei der Grundrente angerechnet werden. 

die Grundrente ist in den niederlanden eine Grundlage für 
den sozialen Frieden, als solche voll anerkannt und jenseits 
jeder politischen diskussion. „Es ist schon jämmerlich, wie-
viel altersarmut sich das reiche deutschland erlaubt“, sagen 
niederländer, wenn sie ihre altersversorgung mit der ihres 
großen nachbarlandes vergleichen.

In den Niederlanden bekommen alle, die in den 
50 Jahren vor Renteneintritt im Land gelebt 

haben, eine Mindestrente von 1200 Euro. 
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Die Verbesserung ihrer Situation der Beschäftigten 
in der Pflege ist seit Langem das erklärte Ziel poli-
tischer Parteien, Arbeitgeber und Gewerkschaften. 
Insbesondere mit Beginn der Covid-19-Pandemie 
ist noch einmal besonderer Handlungsdruck für 
die Politik entstanden. Wie unter einem Brennglas 
hatte die Pandemie Defizite in vielen gesellschaft-
lichen Bereichen erkennbar werden lassen. 

Zahlreiche aktuellen dokumentati onen und Berichte hat-
ten vor allem eines deutlich gemacht: die Situati on in den 
krankenhäusern, pfl egeheimen und anderen Bereichen, 
in denen direkt dienst am Menschen geleistet wird, muss 

dringend verbessert werden: Mehr lohn und Gehalt für die Be-
schäft igten, mehr personal und vor allem bessere arbeitsbe-
dingungen und besseren Gesundheitsschutz am arbeitsplatz. 
Ein zentrales Ziel war seit längerem ein allgemeinverbindlicher 
tarifvertrag, dessen Einführung jedoch von den arbeitgeber-
verbänden mitbeschlossen werden muss. angesichts der aktu-
ellen debatt e um mehr Wertschätzung und Unterstützung für 

pfl egekräft e schien die Zusti mmung zur Einführung des allge-
meinverbindlichen tarifvertrags nur eine Formsache zu sein.

Katholischer Sozialverband sagt nein zum 
besseren Altenpfl egetarif
doch weit gefehlt. ausgerechnet ein katholischer Sozialver-

band, die Caritas, war es, der gemeinsam mit anderen Ver-
tretern* der arbeitgeberseite einen besseren altenpfl egetarif 
letztlich mit einem Veto verhinderte. Für die Beschäft igten und 
Gewerkschaft en war diese Weigerung ein Schlag ins Gesicht 
der pfl egekräft e und sprach allen gesamtgesellschaft lichen Be-
strebungen, die Situati on für die Beschäft igten in der pfl ege zu 
verbessern, Hohn. Es geht um nicht weniger als die Würde am 
arbeitsplatz, um ein faires Gehalt, das Schutz vor altersarmut 
bietet. klatschen und warme Worte, so der dGB, helfen da nicht.
Sogar eine online-peti ti on wurde gestartet, um das thema in 
der Öff entlichkeit zu halten und die Verantwortlichen für das 
Scheitern zu benennen: htt ps://www.campact.de/caritas/

der kölner pfl egewissenschaft ler Marti n dichter hat das Vor-
gehen der katholischen arbeitgeber so bewertet: „Caritas und 

Gewerkschaft en kriti sieren das nein der Caritas zu verbindlichem 
tarif für die Branche
Gastbeitrag von Carsten Peters 1

Die Pflege verbessern – 
da helfen keine guten Worte
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diakonie haben keine Verantwortung für die attraktivität des 
pflegeberufes übernommen. Es gibt Berechnungen: Wenn man 
als examinierte pflegefachperson einen Stundenlohn von 15 
Euro hat – das ist ja das, was als Mindestlohn derzeit in der pflege 
angestrebt wird – , dann muss man 42 Jahre arbeiten und erhält 
dann eine Rente auf Höhe der Grundsicherung. das heißt, viele 
pflegefachpersonen werden in altersarmut mit Mini-Renten 
landen. Erst recht dann, wenn man sieht, wie viele Menschen gar 
nicht in Vollzeit beschäftigt sind, sondern nur in teilzeit.“

Gerade die privaten anbieter wären durch den allgemeinver-
bindlichen tarifvertrag zu deutlichen lohnsteigerungen gezwun-
gen worden, was die Caritas mit ihrem Veto verhindert und sich so 
zum Handlanger von investorengetriebenen konzernen gemacht 
habe. Statt Rendite für die aktionäre auf kosten der Beschäftigten 
zu generieren, gelte es, in die attraktivität der pflegeberufe zu 
investieren. das Vorgehen der arbeitgeberseite zeige allerdings 
deutlich, dass der in den letzten Jahren stets beklagte Fachkräf-
temangel offenbar nur ein vorgeschobenes argument war, denn 
sonst hätte man es nicht versäumt, die Bedingungen und die at-
traktivität des pflegeberuf nachhaltig zu verbessern.

dieses Ziel über einen allgemeinverbindlichen tarifvertrag 
mit Mindeststandards zu erreichen, ist vorerst auch an dem 
Caritas-Votum gescheitert. als Möglichkeit bliebe nun noch, 
erneut den Weg über die pflegekommission anzutreten, der al-
lerdings in den zehn Jahren zuvor erfolglos beschritten wurde. in 
dieser kommission säßen nur wieder Caritas und diakonie und 
die privaten anbieter, die nachhaltige Verbesserungen bisher 
verweigerten, weil sie ihren kurzfristigen Renditeerwartungen 
entgegenstünden.

Versprechen der Bundesregierung:  
Die Altenpflege wird besser bezahlt und  
der Beruf attraktiver
daher wird seit längerem von Beschäftigten und Gewerk-

schaften eine pflegereform gefordert. kurz vor der Bundes-
tagswahl liegt jetzt tatsächlich noch ein kompromiss vor.  
„alle pflegekräfte sollen künftig nach tarif bezahlt werden, 
ohne dass pflegebedürftige dadurch überfordert werden. 
das ist Gegenstand einer pflegereform, die das kabinett am 
2. Juni 2021 beschlossen hat“, verkündete das Bundesge-
sundheitsministerium aktuell. Und: pflegebedürftige und 
ihre Familien sollen um etwa drei Milliarden Euro entlastet 
werden. Um besonders denen zu helfen, die lange pflege-
bedürftig sind, soll die Entlastung steigen, je länger man auf 
pflege angewiesen ist. 

ab dem 1. September 2022 sollen nur noch pflegeeinrich-
tungen zur Versorgung zugelassen werden – also mit der pfle-
geversicherung abrechnen können –, die ihre pflege- und Be-
treuungskräfte nach tarif bezahlen. damit Heime mehr pfle-
gepersonal anstellen, will die Bundesregierung einen bun-
deseinheitlichen personalschlüssel vorgeben, der zusätzliche 
pflegekräfte erforderlich macht. Zugleich sollen pflegekräfte 
mehr Verantwortung bekommen, sie sollen künftig Hilfsmit-
tel verordnen und mehr eigenständige Entscheidungen in 
der häuslichen pflege treffen können. außerdem wird die 
pflegereform kurzzeitpflege im krankenhaus ermöglichen. 
Zudem will die Bundesregierung die pflegebedürftigen nach 
mehr als 24 Monaten pflege durchschnittlich um rund 410 
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Euro im Monat und nach mehr als 36 Monaten pfl ege 
um rund 638 Euro im Monat entlasten.

ab 2022 soll die pfl egeversicherung einen pauschalen 
Bundeszuschuss in Höhe von jährlich einer Milliarde 
Euro erhalten. außerdem wird der Beitragszuschlag 
für kinderlose um 0,1 prozentpunkte angehoben, hier-
durch würde die pflegeversicherung zusätzlich 400 
Millionen Euro pro Jahr erhalten. Bundesgesundheits-
minister Jens Spahn (CdU) rief dazu auf, das Vorhaben 
nicht zu zerreden. „ich würde mir wünschen, dass wir 
in den debatten in deutschland gerade bei diesen 
themen mal alle ein bisschen runterfahren und genau 
schauen, was passiert.“

DGB: Nur Trippelschritt e statt  echter 
Pfl egereform
der dGB reagiert: „nur trippelschritte statt einer echten 

pfl egereform – damit lobt die Bundesregierung sich selbst nun 
über den klee und fi ndet, man solle bei der pfl ege ‚jetzt nicht 
überdrehen‘. Solche ansagen müssen in den ohren der hart 
arbeitenden Beschäft igten klingen wie Hohn. Für sie ist das 
Gegenteil wichti g: Jetzt muss voll aufgedreht werden, damit 
sich endlich etwas verbessert für pfl egebedürft ige und perso-
nal“, macht der Gewerkschaft sbund deutlich. Es sei eben keine 
große Reform, sondern nur der kleinste gemeinsame nenner, 
mit dem sich die Bundesregierung um fünf vor zwölf über die 
Bundestagswahl retten wolle – damit sei aber niemandem 
wirklich geholfen. 

die vorgesehene kostenerstattung von pflegeleistungen 
bei tarifb indung bringe den meisten Beschäft igten nichts, 
solange nicht bundesweit ein guter allgemeinverbindlicher 
tarifvertrag gelte. „Eine tarifb indung ohne diesen tarifver-
trag ist aber ein zahnloser tiger und zementi ert allenfalls das 
große lohngefälle zwischen ost und West, Süd und nord. 

auch ein Bundeszuschuss von einer Milliarde Euro und der 
höhere kinderlosenbeitrag lösen die probleme nicht; das 
armutsrisiko bei pfl egebedürft igkeit bleibt und es gibt keine 
Garanti e, dass pfl egebeschäft igte bundesweit wirklich mehr 
Geld erhalten.“ denn problemati sch ist in der tat, dass die 
Höhe der tarifl öhne nicht festgelegt wurde. Es droht also 
erneut Uneinheitlichkeit.

die Bundesregierung hat ihre Versprechen nicht gehalten 
und die Chance auf eine echte Reform verspielt. die pfl ege 
wird im Bundestagswahlkampf eine wichti ge Rolle spielen, 
sie wird thema und auft rag der nächsten Bundesregierung 
bleiben, denn die pfl egenden haben mehr verdient. Jetzt muss 
die nächste Bundesregierung eine wahrhaft e pfl egereform 
anstoßen: die solidarische pfl egebürgervollversicherung muss 
kommen.

 

Unsere köstlichen – vielfach veganen – Brote und Kuchen
sind stadtbekannt. Wir backen sie mit kompromisslos 

biologischen Rohstoffen, Getreide aus dem Münsterland
und einer ordentlichen Portion handwerklichem Wissen.

Am Mittelhafen 46 + Bremer Straße 56 · Münster
... und auf den Märkten, im Naturkosthandel

und in Biosupermärkten
cibaria.de

Das gute Leben 
schmecken

1 Gastautor Carsten Peters ist stellvertretender 

Vorsitzender des DGB-Stadtverbandes Münster

Illustrati on: Agneta Becker
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Schon 1968 entschied das Bundesverfassungsgericht, 
dass auch kinder Menschenwürde besitzen und inhaber 
des Rechts auf Entf altung ihrer persönlichkeit sind. aber 
erst seit einer Gesetzesänderung aus dem Jahr 2000 ha-

ben kinder ein Recht auf eine gewaltf reie Erziehung.
kriti ker*innen der Grundgesetzänderung sind der auff assung, 

dass die derzeiti ge Rechtslage die Belange von kindern und 
Jugendlichen bereits hinreichend schütze. Sie befürchten, dass 
eine entsprechende Grundgesetzänderung die Fürsorgerechte 
von Eltern zu sehr beschneiden könnte.

Bundesjusti zministerin Christi ne lambrecht tritt  hingegen da-
für ein, kinderrechte im Grundgesetz zu verankern. lambrechts 
Begründung: „kinder sind keine kleinen Erwachsenen. Sie sind 
besonders schutzbedürft ig und haben besondere Bedürfnisse.“ 1 

Zum Hintergrund auf internati onaler Ebene: im Jahr 1992 
rati fi zierte die Bundesrepublik deutschland die kinderrechts-
konventi on der Vereinten nati onen (kRk). der völkerrecht-

liche Vertrag enthält Mindeststandards für den grundrecht-
lichen Schutz von kindern. die in der kRk enthaltenen und ver-
brieft en Rechte sind unter anderem ein diskriminierungsschutz 
(art. 2 kRk), das Recht auf leben und Entwicklung (art. 6 kRk), 
der kindeswohlvorrang (art. 3 kRk) oder das Recht auf Gehör 
und Beteiligung (art. 12 kRk). der letzte punkt ist insbesondere 
wichti g bei anhörungen vor Familiengerichten. 

die Bundesrepublik deutschland hat sich also bereits für eine 
besti mmte Richtung entschieden, aber wie sieht die praxis tat-
sächlich aus?

Ende 2019 veröffentlichte die national Coalition deutsch-
land (ein Zusammenschluss von 101 Verbänden zur Umset-
zung der kRk) einen Bericht über die rechtliche Verankerung 
der kernprinzipien der kRk in deutschland. laut ihrem Bericht 
beeinträchti gen insbesondere armut, Bildungsdefi zite und dis-
kriminierungserfahrungen die lebenssituati on und das Wohl-
befi nden von kindern hierzulande. auch nach der nati onal Coa-
liti on lautet das Ergebnis: Eine konkrete verfassungsrechtliche 
absicherung von kinderrechten ist notwendig.

Bewusstsein schaff en für mehr Schutz 
vor Willkür 
Was fehlt, ist ein Bewusstsein für die Situati on der kinder.
Ein Beispiel: kinder dürfen sich häufig nicht direkt an den 

sie betreff enden Gerichtsverfahren, Gesetzgebungsprozessen 
oder Verwaltungsentscheidungen beteiligen, so Ekin deligöz, 

Kinder an die Macht
kinderrechte sollen Verfassungsrang bekommen
Von Anna Laura Azkanazy

Seit dem 12. Januar liegt ein Gesetzentwurf vor, 
der erstmalig Grundrechte für Kinder formuliert. 
Eine umfangreiche Diskussion ist entbrannt. 
Und es gibt einen handfesten Richtungsstreit: 
Sind die Interessen von Kindern ausreichend ge-
schützt – man denke nur an die Rechte der Kinder 
in Corona-Zeiten - oder gibt es Defizite?
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Sprecherin für kinder- und Familienpoliti k der Grünen-Frakti on 
im Bundestag gegenüber dem deutschlandfunk.2 Wendet sich 
beispielsweise ein kind an das Jugendamt, ist letzteres ver-
pflichtet, sich zunächst an die Eltern zu wenden. trotz der 
Erkenntnis, dass sie überwiegend aus dem direkten Umfeld der 
kinder kommen, werden die vermeintlichen täter* also infor-
miert, noch bevor Schutzmaßnahmen greifen können. daraus 
schlussfolgern die Befürworter* einer Grundgesetzänderung, 
dass staatliche Maßnahmen die besonders schutzbedürft ige 
lage von kindern nicht ausreichend beachten.

Eine kindheit in sozialer Sicherheit sollte eigentlich selbstver-
ständlich sein und teil des Gewährleistungsgehalts der kRk. 
aber in deutschland steigt die kinderarmut weiter an, obwohl 
seit mehreren Jahren die arbeitslosigkeit sinkt. 3 insbesondere 
alleinerziehend zu sein bedeutet in deutschland ein hohes 
armutsrisiko: Über ein dritt el aller alleinerziehenden gelten 
als arm. 4  

auf der einen Seite ist „kinderarmut“ von „Erwachsenenar-
mut“ nicht zu trennen. denn es leuchtet nicht ein, warum die 
armut von kindern und Jugendlichen ungleich mehr staatliche 
Fürsorge verdient. damit geht die Wertung einher, dass kinder 
„ja noch nichts für ihre Situati on können“ (und Erwachsene im 
Umkehrschluss für ihre armut die volle Verantwortung tragen). 
dennoch hat armut in der kindheit Folgen: das Maß an Sicher-
heit und Ressourcen verschiedener art, die Menschen in ihrer 
kindheit und Jugend erleben, ist ein entscheidender Faktor für 
spätere Ungleichheit. 5

laut norbert Müller, dem Vorsitzenden der kinderkommissi-
on im deutschen Bundestag, können kinderrechte im Grund-
gesetz solche strukturellen probleme nicht lösen, wohl aber 
einen allmählichen Bewusstseinswandel einleiten. 

Beinhaltet der Gesetzentwurf für mehr 
Kinderrechte nur ein Lippenbekenntnis 
oder wirklichen Wandel? 
Seit dem 11. Januar 2021 liegt der Gesetzesentwurf vor. 6 

arti kel 6 des Grundgesetzes soll wie folgt ergänzt werden: „die 
verfassungsmäßigen Rechte der kinder einschließlich ihres 
Rechts auf Entwicklung zu eigenverantwortlichen persönlich-
keiten sind zu achten und zu schützen. das Wohl des kindes 
ist angemessen zu berücksichti gen. der verfassungsrechtliche 
anspruch von kindern auf rechtliches Gehör ist zu wahren. die 
Erstverantwortung der Eltern bleibt unberührt.“

diese Formulierung ist nach ansicht von kriti ker*innen teil-
weise zu weit gefasst und aus Sicht der Befürworter*innen 
ungenügend.

Unbehagen bereitet vor allem die Vorstellung, der Staat kön-
ne sich durch die Gesetzesänderung stärker in die Erziehung 
einmischen und somit Rechtspositi onen der Eltern schwächen. 
kriti ker*innen wie abgeordnete der Fdp und afd befürchten 
eine besondere rechtliche Stärkung einzelner personengrup-
pen. diese könne das Gleichgewicht des Grundgesetzes durch-
einander bringen und andere Belange vernachlässigen. 

aus Sicht der oppositionellen linken und Grünen handelt 
es sich bei dem jetzigen Entwurf lediglich um Symbolpoliti k, 
dieser bleibe hinter den Standards der kRk zurück und enthalte 
keine konkreten Beteiligungsrechte.7 auch das bloß „angemes-
sene“ Berücksichti gen von kindeswohlbelangen genüge nicht 
den Vorgaben der kRk und bewirke keine spürbare Änderung 
der Rechtslage. Vorab wurde beispielsweise eine „vorrangige“ 
Beachtung der interessen von kindern gefordert. 

kinder haben sowohl im gesellschaft lichen Bewusstsein als 
auch in der jüngeren deutschen Verfassungsgeschichte ei-
nen langen Weg hinter sich gebracht: von bloßen „Regelungs-
objekten der Erziehung von Eltern und Staat hin zu eigenen 
Rechtsinhabern“.8 die Grundgesetzänderung steht spätestens 
seit dem koaliti onsvertrag von CdU und Spd aus dem Jahr 2016 
auf der politi schen agenda der Bundesregierung. Für eine Än-
derung der Verfassung bedarf es einer Zwei-dritt el-Mehrheit 
in Bundestag und Bundesrat, weshalb Union und Spd auch 
Sti mmen von der oppositi on brauchen. Über den vorliegenden 
Gesetzentwurf soll offi  ziell noch vor der Bundestagswahl im 
September 2021 entschieden werden.9 

Nachtrag:
nach der fi nalen Verhandlungsrunde der Großen koaliti on 

(Groko) am 7. Juni 2021 hat Justi z- und Familienministerin 
Christi ne lambrecht (Spd) bekanntgegeben, dass die geplante 
Verankerung von kinderrechten im Grundgesetz gescheitert ist. 
die dazu nöti ge Zwei-dritt el-Mehrheit in Bundestag und Bundes-
rat kam nicht zustande, weil sich weder die politi ker* innerhalb 
der koaliti on noch mit diejenigen der oppositi on auf eine 
gemeinsamen passus im Grundgesetz verständigen konnten.

Vor vier Jahren hatt e die Groko in ihrem koaliti onsvertrag 
angekündigt, die kinderrechte im Grundgesetz zu verankern. 
das Vorhaben ist für diese legislaturperiode hiermit geschei-
tert. da es mehr als unsicher ist, ob kinderrechte noch einmal in 
einen neuen koaliti onsvertrag aufgenommen werden, ist nicht 
klar, ob und wann es in der Zukunft  eine Grundgesetzänderung 
geben wird. Sicher ist jetzt aber: Für die nächsten Jahre ist die 
Festschreibung der kinderrechte im Grundgesetz in weite 
Ferne gerückt.  

1 htt ps://www.bmjv.de/SharedDocs/Zitate/
DE/2021/0120_Kinderrechte_im_GG.html

2 htt ps://www.deutschlandfunk.de/kinderrechte-im-grundgesetz-
das-zaehe-ringen-um.724.de.html?dram:arti cle_id=488210

3 Unicef in einer PM vom 22.11.2019, htt ps://www.unicef.
de/informieren/aktuelles/presse/2019/zahlreiche-
kinderrechte-in-deutschland-verletzt/202054

4 Bertelsmann Sti ft ung, Stellungnahme im Landtag NRW 19.12.2019  
htt ps://www.bertelsmann-sti ft ung.de/fi leadmin/fi les/Projekte/
Familie_und_Bildung/191219_Stellungnahme_Alleinerziehende_
NRW_Landtag_NRW_09._Januar_2020_af _F.pdf

5 Bspw. Laubstein/Holz/Seddig: Armutsfolgen für Kinder 
und Jugendliche, Bertelsmann Sti ft ung 2016

6 htt ps://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/
DE/Kinderrechte_im_Grundgesetz.html?nn=6704238

7 htt ps://www.tagesschau.de/inland/innenpoliti k/kriti k-kinderrechte-101.html
8 BVerfG, 01.04.2008 - 1 BvR 1620/04    
9 htt ps://www.swr.de/swraktuell/kinderrechte-grundgesetz-groko-100.html
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 150 Jahre 
  Pariser 
 Kommune!
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Zur Vorgeschichte
paris im Jahr 1867: die Stadt steht damals im Mit-

telpunkt der modernen Welt. Sie ist Gastgeber der 
Weltausstellung, nach unserer namensgebung hätte 
sie EXpo 67 geheißen. Was heute Globalisierung und 
digitalisierung sind, waren damals der Welthandel 
und die industrialisierung, damals wie heute von den 
jeweiligen Regierungen geförderte projekte, welche 
größtenteils den bereits Wohlhabenden nützte. pa-
ris wurde zu einem paradies für die Reichen. die Mie-
ten stiegen, immer mehr arme leute mussten an die 
Ränder der Stadt ausweichen, monetär vertrieben 
an den noch damals vorhandenen Befestigungsring 
der Stadt, zum Beispiel in das zunehmend von den 
Ärmeren bewohnte Stadtviertel Montmartre.

in Frankreich herrschte napoléon iii., neffe des 
ersten kaisers Bonaparte. Zuvor an die Macht ge-
putscht, wird er zum Begründer des zweiten kai-
serreiches, sein Regierungsstil ähnelte dem in einer 
Militärdiktatur. doch der traum von einer Republik 
als Staatsform war nach den Revolutionen von 1789, 
1830 und 1848 unter den gemeinen Menschen noch 
nicht zu Ende geträumt. die darstellung von Elend 
und dem Hunger nach Gerechtigkeit fand ausdruck 
auch in der literatur, siehe exemplarisch Victor Hu-
gos Roman „die Elenden“.

im land entstand eine republikanische Bewegung, 
und napoléon iii. sah sich unter anderem dazu ge-
nötigt, die pressezensur zu lockern. nach Streiks in 
der provinz 1869 stellte die armee die alte ordnung 
wieder her. Soziale proteste blieben aber an der 
tagesordnung, so dass sich die Regierung in paris 
entschloss, den Volkszorn auf einen äußeren Feind 
zu lenken. So kam es am 19. Juli 1870 zur kriegser-
klärung an preußen, welches wie bekannt eigene   
Großmachtträume von einem kaiserreich deutscher 
nation hegte.

Es ist ein kurzer krieg und erreicht seinen Höhe-
punkt am 2. September 1870 mit der persönlichen 
Gefangennahme napoleons iii. in nordfrankreich, 
unmittelbar nach der entscheidenden Schlacht von 
Sedan. daraufhin wird zwei tage später in paris die 
Republik ausgerufen. die Republik entsteht also mit-
ten im krieg. 

Die Lage spitzt sich zu
die neue Regierung, an ihrer Spitze Staatsprä-

sident adolphe thiers, der bereits Minister unter 
könig louis philippe gewesen war, besteht aus Mo-
narchisten. Sie wollen einen Waffenstillstand und 
Verhandlungen mit dem kriegsgegner erzwingen. 
dieser hat inzwischen mit der Belagerung von paris 
begonnen. Wahlen werden in dieser Situati on lediglich 
in aussicht gestellt. die pariser Bevölkerung ist mehr-

heitlich strikt gegen eine kapitulati on, die des kaisers 
ist nicht die ihre.

aus versprengten teilen der regulären armee hat 
sich mit Zunahme vieler Freiwilliger, unter ihnen auch 
viele Frauen, eine Bürgerwehr gebildet, die sogenann-
te nati onalgarde. Sie befürchtet, die Zeche für eine 
niederlage zahlen zu müssen, die ihre Mitglieder nicht 
herbeigeführt haben. außerdem sind sie nati onalis-
ti sch gesti mmt und damals noch eine emanzipato-
rische Bewegung. (Selbst die heute politi sch stramm 
rechts stehenden Studentenverbindungen sind im 

Platz dem Volk! 
Platz der Kommune!
Vor 150 Jahren tobte ein bluti ger Bürgerkrieg um paris
Von Christoph Theligmann

Die Proklamierung des deutschen Kaiserreiches am 18. Januar 1871 
im Spiegelsaal von Versailles, sowie die feierliche Erinnerung an den 200. Todestag 
von Napoléon Bonaparte sind lautstarke kollektive Gedenktage in diesem 
Jahr gewesen. Der Jahrestag der „Pariser Kommune“, der als Blutbad gescheiterte 
Versuch, eine Art von direkter Demokratie im Pariser Stadtrat einzuführen, 
gehört eher nicht dazu.

Soziale Proteste blieben an der Tagesordnung, so 
dass sich die Regierung in Paris entschloss, den Volkszorn 
auf einen äußeren Feind zu lenken
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19. Jahrhundert einmal am linken Rand des politi schen 
Spektrums gestartet!)

die Stadt wird monatelang belagert und im Winter 
hungert die Bevölkerung. die Reichen essen das Fleisch 
exoti scher tiere aus dem pariser Zoo, die armen essen 
Hunde, katzen, ja sogar Ratt en. die Regierung harrt im 
Rathaus aus und setzt auf die Erschöpfung der pariser 
Bevölkerung, während die Belagerung andauert. an 
der Befesti gungsmauer ist ein sozialisti scher anschlag 
zu lesen: „Wir sind 500.000 Mann und 200.000 preu-
ßen. die Regierung ist nicht in der lage die Stadt zu 
verwalten, noch in der lage den Feind zu bekämpfen. 
platz dem Volk! platz der kommune!“

anfang des Jahres 1871 kommt es doch zum offi-
ziellen Friedensschluss. die Sieger sollen fünf Milli-
arden Goldfranken erhalten, bekommen Elsass und 
lothringen als Gebietsgewinn. die transformation 
preußens zu deutschland fi ndet ausgerechnet im kö-
niglichen Spiegelsaal zu Versailles statt . im königlichen 
Versailles, wohin bereits das französische parlament, 
die nati onalversammlung, gewechselt war. Es ist eine 
nati onale demüti gung. Und die Sieger ziehen mit einer 
Militärparade durch paris.

72 Tage Herrschaft  der Kommune
Solange die Belagerung angedauert hatt e, waren die 

Mieten ausgesetzt worden, jetzt werden sie wieder 
freigegeben, also den freien Marktgesetzen überlas-
sen. die nati onalgardisten erhalten keinen Sold mehr, 

sie waren es, die der Bevölkerung halfen, die Belage-
rung zu überstehen. Jetzt will adolphe thiers auch 
noch die nati onalgarde entwaff nen und schickt in der 
nacht vom 17. auf den 18. März 20.000 Soldaten in 
die Stadt, um die von der Garde selbstfinanzierten 
kanonen, die in den arbeitervierteln stehen, zu konfi s-
zieren. Es kommt zum aufstand, Soldaten verweigern 
Schießbefehle auf Männer, Frauen und kinder, zwei 
Generäle kommen auf dem Montmartre ums leben. 
die Massen, darunter viele Soldaten, die die Seite ge-
wechselt hatt en, ziehen in die innenstadt und besetzen 
das Rathaus. die Regierung fl ieht endgülti g nach Ver-
sailles. daraufh in tagt das Zentralkomitee der nati o-
nalgarde im Rathaus und fasst einen ersten Beschluss: 
„Wir geben die Macht wieder ab und kündigen Wahlen 
für die pariser kommune an!“

Ungefähr 80.000 Menschen, vorwiegend vermö-
gende leute aus den Vierteln westlich der Seine, aber 
auch viele nicht mehr kampfb ereite nati onalgardisten 
haben die Zwei-Millionen-Stadt verlassen, jedoch nur 
wenige Männer aus den ärmeren Randbezirken. Wird 
der nicht unerhebliche anteil der jungen, aber nicht 
wahlberechti gten Bevölkerung abgezogen, die oben 
erwähnte Stadtflucht berücksichtigt, die tatsache, 
dass auch dieses Mal die Frauen noch nicht mitwählen 
durft en, dass paris damals auch viele nicht registrier-
te Bevölkerungsanteile hatt e, dann ist das folgende 
Wahlergebnis durchaus demokrati sch und rechtmä-
ßig zustande gekommen: 190.000 anhänger und rund 
40.000 Gegner.

Erste Maßnahmen des neu gewählten Stadtrates, 
hier die wichti gsten, waren: der Sold der nati onalgar-
disten wird wieder gezahlt. Mieten und Schuldzinsen 
werden storniert. die städti sche leihanstalt hat auf 
kosten der Stadt die nöti gsten dinge wie verpfändete 
kleidungsstücke und Hausratsgegenstände, also not-
wendige dinge des täglichen (Über-)lebens, wieder 

Bürger, die, welche euch am besten dienen werden, sind diejenige, 
die ihr aus eurer Mitt e wählt. Die das gleiche Leben teilen. Die unter den 
gleichen Missständen leiden wie ihr. Misstraut den Ehrgeizigen und den 
Emporkömmlingen. Diese verfolgen nur ihren eigenen Interessen und 
halten sich doch für unentbehrlich. Meidet diejenigen, die 
das Schicksal zu sehr begünsti gt haben. Denn selten ist der 
Vermögende bereit, den Arbeiter als Bruder zu betrachten. 
Dann werdet ihr eine wahre Volksvertretung haben, dann 
werdet ihr Vertreter haben, die sich niemals als eure 
Herren betrachten werden.

(Plakati ver Aufruf zur Pariser Stadtratswahl am 26.3.1871)

„Die Regierung ist nicht in der Lage die Stadt zu 
verwalten, noch in der Lage den Feind zu bekämpfen. 

Platz dem Volk! Platz der Kommune!“
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www.nachdenkseiten.de

zurückzugeben. Geldstrafen und lohnabzüge werden 
abgeschafft  . der arbeitstag in den Fabriken wird auf 
10 Stunden gekürzt. Es gibt einen Mindestlohn im öf-
fentlichen dienst. Fabriken werden von den arbeitern 
selbst verwaltet. außerdem ordnet der Stadtrat die 
trennung von kirche und Staat an. in der praxis heißt 
das, kirchengebäude werden außerhalb der Gott es-
dienstzeiten auch als orte politischer diskussions-
veranstaltungen von Mann und Frau gleichermaßen 
genutzt. Eine kostenfreie Unterrichtspfl icht für kinder 
wird eingeführt, sowie die anerkennung der freien 
Ehe, die für die meisten Frauen wichti ger ist als das 
Wahlrecht.

aber die kommunarden haben nicht viel Zeit.

In ganz Paris werden Menschen 
erschossen
denn schon am 2. april, eine Woche nach der Wahl, 

greift  die Regierung an. Sie will keine demokrati e im 
Stadtrat. Eine zweite Belagerung beginnt und die noch 
im land befi ndlichen preußisch-deutschen truppen – 
man hatte vertraglich festgelegt, dass sie erst nach 
Zahlung der auferlegten kriegsschuldkosten abziehen 
– unterstützen die „Versailler“ Regierungstruppen lo-
gisti sch und propagandisti sch. die deutschen lassen 
50.000 französische Soldaten zusätzlich frei, auch sie 
sollen helfen, die Revoluti on niederzuschlagen.

Es beginnt ein ungleicher kampf, der ab dem 8. Mai 
zu eskalieren beginnt, nachdem die angreifer die letzte 
Festung der Stadtmauer erobern – der Straßenkampf 
beginnt.

insgesamt an die 900 Barrikaden werden gestürmt. 
die „Versailler“ machen keine Gefangenen, darum rich-
tet die kommune Geiseln hin. Etwa 70 polizisten und 
Geistliche werden erschossen, darunter der pariser 
Erzbischof.

doch die Royalisten lassen sich nicht stoppen. in 
einem letzten sinnlosen Versuch, der Vernichtung zu 
entgehen, setzen die kommunarden ab dem 23. Mai 
öffentliche Gebäude in Brand, das Finanzministeri-
um, den Justi zpalast, den tuilerienpalast, selbst das 
Gebäude ihrer eigenen delegierten, das Rathaus. am 
Ende liegt ein dritt el von paris in Schutt  und asche. am 
28. Mai 1871 fällt die letzte Barrikade. Es ist noch nicht 
das Ende. in den folgenden tagen ist die Stadt übersät 
von Standgerichten, Richtplätzen und Massengräbern. 
in ganz paris werden Menschen erschossen, meist 
in parks, und dann verscharrt. das abschlachten der 
anhänger der pariser kommune geht bis in den Juni 
hinein weiter. dem willkürlichen Blutbad wird erst ein 
Ende gesetzt, als die leichenberge die Seuchengefahr 
steigern.  

Riesige Gefangenenkonvois brechen nach Versailles 
auf: Männer, Frauen, kinder, alte. 40.000 Menschen, 
darunter mehr als 1000 Frauen und 600 kinder unter 

„Man ist von Abscheu ergriff en, wenn man ihre stupiden, gemeinen 
Gesichter sieht, über die der Triumph und die Trunkenheit etwas wie 
strahlende Verworfenheit legen. Jeden Augenblick sieht man sie, das 
Képi schief auf dem Kopf, aus den Türen der Kneipen kommen. 
Auf dem Rathausturm eine rote Fahne und darunter das Gewühl einer 
bewaff neten Plebs hinter drei Kanonen. Für den Augenblick sind 
Frankreich und Paris im Griff  der Arbeiter – die uns eine Regierung 
gegeben haben, die ausschließlich aus ihren Leuten besteht. Wie lange 
wird das dauern? Wir wissen es nicht. Das Unglaubliche herrscht.“

Edmond de Goncourt (1822-1896), Schrift steller und Zeitzeuge, 
fassungslos empört, wie Milizen das Stadtbild prägten. 
Mit seinem Bruder Jules Goncourt (1830-1870) Namensgeber des be-
kanntesten französischen Literaturpreises „Prix Goncourt“.Ill
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16 Jahren, flankiert von Soldaten. Ein aderlass für die 
Stadt. tausende werden nach neukaledonien in den 
Südpazifik transportiert. die Zahl der todesopfer 
der Massaker wird auf 15.000 bis 20.000 geschätzt. 

Von der Geschichtsschreibung 
ignoriert und missverstanden
Seit der Revolution von 1789 haben die pariser 

mehrmals versucht, Reformen des Wahlrechts, so-
ziale Gerechti gkeit und ein Ende der autokrati en zu 
fordern – so 1830 und 1848 während zwei weiterer 
Revoluti onen. 1871 gab es zwar nach drei königen 
und zwei kaisern erneut eine Republik, aber sie wur-
den von Monarchisten beherrscht, eine auf bürger-
lichem, männlich dominiertem Besitz sich stützende 
Republik, keine mit sozialen teilhaberechten für alle 
Menschen. nach der niederschlagung im Mai 1871 
verfesti gte sich die „halbe“ Republik in den 1880er-
Jahren. die Regierenden rangen sich zu einer Gene-
ralamnestie für Geflüchtete durch, die sogar nach 
paris zurückkehren konnten. die Ereignisse rund um 
die kommune jedoch wurden aus dem kollekti ven Ge-
dächtnis gelöscht, als hätt e es sich lediglich um einen 
Bruderkrieg gehandelt, welcher nur der nati onalen 
aussöhnung hinderlich gewesen wäre.

So ist es bis heute: die derzeiti ge sozialisti sche Bür-
germeisterin von paris, anne Hidalgo, fand in diesem 

„Das Knallen der Maschinenwaff en und 
der Hinrichtungen hallte noch in den 

anliegenden Straßen wider (…) Ich rannte 
über die bluti gen Bürgersteige (…) 

Viele Frauen, so unschuldig wie ich, 
wurden an diesem Tag willkürlich erschos-

sen, nur weil sie verdächti g aussahen.“

Louise Colet (1810-1876), Schrift stellerin 
und Zeitzeugin der Ereignisse

Jahr im Stadtrat keine allgemeine Unterstützung für 
die von ihr organisierten ausstellungen bzw. Gedenk-
veranstaltungen. Ein Beleg für die tatsache, dass dieses 
thema noch nie Eingang in das nati onale Selbstver-
ständnis fi nden konnte. Ganz anders die erst Wochen 
zurückliegenden pompösen Bilder des französischen 
Staatspräsidenten Emmanuel Macron an der letzten 
Ruhestätt e napoléons i. im invalidendom, dem militä-
rischen Weihezentrum zur Huldigung der nati onalern 
Größe Frankreichs und Heldenverehrung.

irgendwann in den geschichtsträchtigen 72 tagen 
entstand auch die Hymne der internati onalen arbei-
terbewegung: „die internati onale“. Und Jahre später 
sprach Friedrich Engels in seinem Vorwort zu einer 
Schrift  von karl Marx zu dem thema von der „diktatur 
des proletariats“. So wurde die kommune Vorbild für 
die sozialisti schen Revoluti onen des 20. Jahrhunderts 
und Blaupause für die Revolten der vereinten arbeiter-
bewegungen weltweit.

Eine ideologische interpretati on, denn die überwie-
gende Mehrheit des 81-köpfi gen Zentralkomitees der 
nati onalgarde waren Ärzte, Buchhalter, lehrer, Juristen, 
angestellte, Journalisten, also Bürger oder kleinbür-
ger gewesen. Später wurden diese Berufsgruppen sehr 
oft  aus machtpoliti schen Erwägungen „von der partei 
als nicht linientreue ‚intelligenzia‘“ diskrediti ert. ledig-
lich ein Fünft el dieses kommunalen Vertretungsgre-
miums waren (städti sche) arbeiter im engeren Sinne 
wie Buchbinder, Färber, Gießer. Gemeinsam hatt en sie 
jedoch den sozialen Status und die ärmliche Rolle in 
einer nicht gerechten Gesellschaft sordnung, sie waren 
die „Verdammten der kommune“.

Übrigens, während der Herrschaft  der kommune vom 
18. März bis zum 28. Mai wurde die pariser Börse an 
ihren laufenden Geschäft en nicht gehindert, ja sie wur-
den weder unterbrochen, noch eingestellt. auch kurs-
einbrüche gab es nicht zu verzeichnen – als wäre nichts 
gewesen. nur die toten begannen zu verwesen und mit 
ihnen eine gerechte Erinnerungskultur.

Irgendwann in den geschichtsträchti gen 72 Tagen 
entstand auch die Hymne der internati onalen 

Arbeiterbewegung: „Die Internati onale“
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KurzmeldungenKurzmeldungen
& Tipps

Sie wollen dazu beitragen, dass sie bei So-
zialberatern*, Mitarbeitern* der Sozial- 
und Wohlfahrtsverbände sowie anwäl-
ten* fachliche und parteiische Unterstüt-
zung für die rechtliche Gegenwehr erhal-
ten, die dringend benöti gt wird. 

der leitf aden kostet mit Versand 19 Eu-
ro, weitere infos und Bestellungen unter 
folgendem link im netz: http://www.dvs-
buch.de/?buch=1

PANDEMIE ENTLASTET 
JOBCENTER 
Wer im Jobcenter arbeitet, steht unter 

druck. die mit Hartz iV Beschäft igten müssen 
unter anderem Sanktionen verhängen und 
Geldleistungen kürzen. die Corona-pandemie 
hat im Vorjahr zu einer Entlastung der Jobcen-
ter geführt. Sie mussten nicht so viele Sankti -
onen verhängen, schreibt die Bundesagentur 
für arbeit. nur noch gegen 3,3 prozent der er-
werbsfähigen Hartz iV-Beziehenden hätt en die 

Jobcenter im Jahr 2020 Geldkürzungen verhän-
gen müssen. 1999 hätt en sie kürzungen noch 
gegen 8,3 prozent aus dieser personengruppe 
verhängen müssen, so die Behörde. 

aber nicht nur Corona nimmt den Jobcen-
tern viel von dieser Bürde der Sanktionen. 
Weiteren druck hat das Bundesverfassungs-
gericht von den Jobcentern genommen. im 
november 2019, also drei Monate vor Beginn 
der Corona-pandemie in deutschland erklär-
te das Gericht die Hartz-iV-Sankti onsregeln 
zum großen teil für verfassungswidrig. Von 
dieser Entlastung der Jobcenter schreibt die 
Bundesarbeitslosenagentur nichts – muss sie 
ja auch nicht (nach G.i.B.-newslett er nr. 433).

NEUER LEITFADEN ERSCHIENEN: LES-
BAR, LESENSWERT UND NOTWENDIG
nun ist er ferti g und erschienen, der neue 

leitfaden, diese ausgabe in „Seebrückeno-
range“. Es ist ein Werk von 14 autoren* um 
den Herausgeber Harald thomé vom tacheles 
e.V. Wuppertal; Rechtsstand ist Februar 2021. 
der leitf aden alg ii/Sozialhilfe von a-Z ist er-
gänzt um eine Menge detailinformati onen zu 
den sozialrechtlichen Fragestellungen durch 
die Corona-pandemie und ein neues, umfas-

sendes Sti chwortver-
zeichnis.

die autoren* wollen 
mit diesem leitf aden 
Bezieher* von Sozial-
leistungen dazu er-
muti gen, ihre Rechte 
offensiv durchzuset-
zen und sich gegen 
fortschreitende Ent-
rechtung und Zumu-
tungen von alg-ii-Be-
hörden zu wehren. 

„Drehtüreff ekt“ bei Leiharbeitsverhältnissen

sendes Sti chwortver-
zeichnis.

mit diesem leitf aden 
Bezieher* von Sozial-
leistungen dazu er-
muti gen, ihre Rechte 
offensiv durchzuset-
zen und sich gegen 
fortschreitende Ent-
rechtung und Zumu-
tungen von alg-ii-Be-
hörden zu wehren. 
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DIE-30-PROZENT-HÜRDE
die ungleiche Verteilung der Einkommen hat 

einen erheblichen Einfl uss auf die lage der le-
bensverhältnisse. die last der Wohnkosten 
wird für Ärmere immer erdrückender.

dies ist das Ergebnis einer von der Hans-
Böckler-Stiftung geförderten Studie, ausge-
führt von Wissenschaftlern* der Humboldt-
Universität zu Berlin. der Zeitrahmen für die 
Untersuchung war zwischen 2006 und 2018. in 
dieser Zeit haben sich, Zitat: „soziale Ungleich-
heit im Bereich des Wohnens verschärft  und 
hohe Mietkostenbelastungen verfesti gt.“

Bezüglich der Höhe des Mietanteils am Ein-
kommen ist die 30-prozent-Marke eine wich-
tige orientierung. Übersteigt die Miete um 
mehr als ein dritt el das Einkommen, kann es 
für Menschen mit geringem Einkommen pro-
blemati sch werden. Vielfach bleibt dann für 
andere lebenskosten zu wenig übrig. die Un-
terkunft  ist dann möglicherweise dauerhaft  in 
Gefahr. auch Vermieter* fordern immer häu-
figer einen nachweis von Mietbewerbern*, 
dass die Miete weniger als ein dritt el des Ein-
kommens ausmacht.

neuerdings müssen Millionen Menschen 
laut der Studie 40 prozent und mehr ihres Ein-
kommens für die Miete aufwenden. in Zahlen: 
3,1 Millionen Bewohner* in 2,2 Millionen Haus-
halten wenden mehr als 40 prozent ihres le-
bensunterhalts allein für die Warmmiete und 
die nebenkosten (ohne Strom) ihrer Wohnung 
auf. Eine Million Haushalte, das sind zwölf pro-
zent, zahlen dafür sogar mehr als die Hälft e.

Bemerkenswert ist die tatsache, dass die 
durchschnitt liche Mietbelastungsquote für al-

le Mieterhaushalte dieser Entwicklung leicht 
gegenläufig ist. der Grund: die Einkommen 
sind im stati sti schen durchschnitt  stärker ge-
sti egen als die Mieten. dies ist jedoch nur ein 
scheinbarer Widerspruch, vielmehr ist es eine 
Bestäti gung dafür, dass sich in einem reichen 
land wie deutschland die Schere zwischen 
arm und Reich immer weiter öff net.

Schlussbemerkung: können die 30 prozent 
als orienti erungsmarke nicht auch bei der Be-
messung der Hartz-iV-Regelsätze Berücksich-
ti gung fi nden?!

NEUER MIETSPIEGEL OFFENBART: 
MIETEN STEIGEN UM 18 PROZENT 
IN VIER JAHREN

Ein neuer Mietspiegel für die Stadt Münster 
ist herausgekommen. das Ergebnis ist erschre-
ckend. die Mieten steigen im Vergleich zum 
Mietspiegel 2017 um satt e 17,93 prozent. in-
nerhalb der letzten zwei Jahre ergab sich allein 
eine Steigerung um 13,24 prozent.

Eigentlich wollte der Gesetzgeber solch 
starken Steigerungen entgegenwirken, indem 
er nicht nur die Mieten der vorigen vier Jahre, 
sondern die Mieten der letzten sechs Jahre zur 
auswertung in den Fokus nahm. Genützt hat 
das off ensichtlich nichts – die von den Mietern 
gefürchteten Steigerungen sind also nicht nur 
subjekti v empfunden, sondern entsprechen der 
harten Realität.

Foto: pixabay.com
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Wer soll diese Mieten künft ig denn noch be-
zahlen? Wohnen in der Stadt Münster darf kein 
luxus sein. Es ist nicht so, dass die Mieten auf-
grund der besonderen ausstatt ung der Woh-
nungen derart gesti egen wären, sondern auf-
grund der Wohnungsknappheit. Entscheidend 
ist also nicht, ob man goldene Wasserhähne im 
Badezimmer hat, sondern dass man überhaupt 
eine Wohnung ergatt ern kann.

in Münster wird viel gebaut; das ist auch gut 
so. leider stehen die nöti gen Wohnungen aber 
nicht in absehbarer Zeit zur Verfügung. Eine 
Entspannung auf dem Mietmarkt ist also vor-
erst nicht in Sicht.

Bundesweit wird die Forderung nach dem Ein-
frieren der Miete für sechs Jahre laut. Mieterhö-
hungen sollen in dieser Zeit nicht mehr oder nur 
sehr begrenzt möglich sein. Für Wiedervermie-
tungen müssen obergrenzen geschaff en wer-
den. deshalb ist ein Mietenstopp zu fordern.

Mieter* sollten eine Mieterhöhung in je-
dem Fall ganz genau auf Form und Höhe der 
geforderten Miete überprüfen lassen! Zu be-
achten ist nach wie vor die kappungsgrenze 
von 15 prozent innerhalb Münsters. noch ein 
Hinweis: anzuwendender Mietspiegel ist ein-
zig und allein der qualifi zierte Mietspiegel der 
Stadt Münster, nicht etwa ein sogenannter 
Mietspiegel aus den einschlägigen immobili-
en-internetportalen.

DA FÄNGT EINE GANZ NEUE 
RECHNUNG AN
nach dem Mott o „Gemeinsam geht 

alles besser“ geht auch alles leichter: 
mit einer nahestehenden person. 
nur, alleinerziehende müssen alle 
Entscheidungen alleine treffen 
und haben auch aus diesem 
Grund mitunter und immer häu-
fi ger nicht die Möglichkeit, sich ein aus-
reichendes arbeitseinkommen zu er-
wirtschaft en. Es ist halt nahezu unmög-
lich, in einem bezahlten Vollzeitjob zu ar-
beiten und daneben ein oder mehrere 

kinder zu erziehen, sie zu betreu-
en und ihnen zu helfen, erwachsen 
zu werden. So suchten im vorigen 
Jahr immer mehr Hilfesuchende die 
Schuldnerberatungsstellen auf. dies 
meldet das Stati sti sche Bundesamt.

Fast jeder zehnte Mensch in 
deutschland ist überschuldet. das 
sind zirka sieben Millionen Men-
schen. den anteil an allein erzie-
henden Vätern nennt die Behörde 
nicht, doch auch sie sind überdurch-
schnitt lich verschuldet. allein erzie-
hende Frauen machen 14 prozent 
der „klienten“ aus, die zu einer Be-
ratung kommen, ihr anteil an der 
Gesamtbevölkerung beträgt nur et-
wa fünf prozent.

die drei häufi gsten Gründe für eine Überschul-
dung sind arbeitslosigkeit, gefolgt von einem zu 
geringem Gehalt und trennungen. in der Coro-
na-pandemie hat sich die Situati on noch einmal 
verschärft . die Verbraucherzentrale nRW teilt 
mit, dass Schuldnerberatungsstellen erstmals 
Wartelisten führen müssen bei der Vergabe von 
terminen – bundesweit.

ARBEITSLOS UND PSYCHISCH KRANK
auf der einen Seite verlieren psychisch kran-

ke schneller ihre arbeit. auf der anderen 
Seite werden arbeitslose schneller psy-

chisch krank, denn arbeit bedeutet 
nicht nur finanzielles auskommen, 

sondern auch gesellschaft liche teilhabe, wo-
durch soziale kontakte und Selbstwert entste-
hen. depressionen und Ängste entwickeln sich 
daher bei arbeitslosen häufi ger als bei Berufs-
täti gen. dazu kommt, dass psychisch kranke 
nicht so gut arbeit fi nden. denn sie haben oft  
Schwierigkeiten, sich selbstbewusst darzustel-
len. diesen teufelskreis können die Betrof-
fenen meist nicht ohne professionelle Hilfe 
durchbrechen, oft  endet er in der langzeitar-
beitslosigkeit. diese verschlechtert wiederum 
die depression.

abhilfe schaff en kann eine schnelle Einglie-
derung ins Berufsleben. aber psychisch kranke 
leiden meist unter antriebsschwächen. in der 
Regel wird den arbeitslosen eine hohe Eigeni-
nitiative abverlangt, doch psychisch kranke 
können diese nicht leisten. 

der integrati onsfachdienst iFd hilft  kosten-
los psychisch kranken Menschen, auf dem er-
sten arbeitsmarkt wieder akti v zu werden und 
neue berufl iche perspekti ven zu fi nden. Sie un-
terstützen sie bei der anferti gung von Bewer-
bungsunterlagen und begleiten sie auch zu 
Vorstellungsgesprächen. Mit dem iFd ist es oft  
leichter, mit dem potentiellen arbeitgeber 
über die krankheit zu sprechen. denn viele 
psychisch kranke schämen sich wegen ihrer 
krankheit. auch unterstützt der iFd Betriebe, 
die behinderte Menschen beschäft igen. 

Volkshochschule 
Münster

Kurs-
angebote 
online ab
 30. Juli 

2021

www.stadt-muenster.de/vhs

Im Fokus:
neue 
Kurse

D ie kostenlose Broschüre „nachhalti g gärtnern in 
Münster“ der städtischen Umweltberatung 
Münster mit vielen anregungen und tipps für in-

sektenfreundliche, klimaange-
passte und naturnahe Gartenge-
staltung liegt u.a. an folgenden 
Stellen zum Mitnehmen aus:
Stadthaus 1 - Münster informati on, 
Heinrich-Brüning-Str. 7
Stadthaus 3 - kundenzentrum, 
albersloher Weg 33
Umwelthaus, Zumsandestr. 15
NABU-naturschutzstati on Münster-
land e. V. - Haus Heidhorn, 
Westf alenstr. 490
Bezirksverwaltungsstellen (Handorf, 
Wolbeck, Roxel, kinderhaus, Hiltrup)

14 % der „Klienten“ der Schuldnerberatung 
sind allein erziehende Mütt er
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Urteile

CORONA-ZUSCHUSS 
VERFASSUNGSWIDRIG 
der Corona-Zuschuss in Höhe von 150 Euro 

an die Empfänger* von Grundsicherung ist zu 
gering und verfassungswidrig. So sieht es das 
Sozialgericht in karlsruhe in einem Urteil aus 
dem März dieses Jahres. die Bundesregierung 
plant den Betrag zunächst einmalig an per-

VERLAG WESTFÄLISCHES DAMPFBOOT

WWW.DAMPFBOOT-VERLAG.DE

Widersprüche 159
Wir bestimmen Dich mit: Partizipation als 
Kon� ikt
2021 – 117 Seiten – 15,00 €  – ISBN  978-3-89691-029-5

Jan Grossarth
Heiligenleuchten
Erkundungen (2008 – 2019)
2021 – 170 Seiten – 18,00 € – ISBN  978-3-89691-062-2

Die Finanzkrise von 2008 erschütterte den Glauben an 
soziale Gerechtigkeit durch Leistung, Arbeit und Sparen. 
In den folgenden zehn Jahren besuchte Jan Grossarth 
als Journalist u.a. ein Kirchenschi�  auf der Wolga, eine 
hessischen Synagoge, die Töchter eines Märtyrers und eine 
Fischpräparatorin.

Die Zeitschri�  Widersprüche ist ein Forum für � eorie 
und Politik des Sozialen, Kritik und Kontroverse sowie für 
Entwürfe alternativer Praxis. Widersprüche informiert Sie 
viermal im Jahr kritisch, undogmatisch, theorieorientiert 
und praxisnah zu einem Schwerpunktthema.

sonen auszuzahlen, die im Mai 2021 
arbeitslosengeld ii oder Sozialgeld 
erhalten. 

die antragstellerin war eine allein 
erziehende Frau aus Rastatt. Sie 
hatte zuvor beim Jobcenter ohne 
Erfolg um FFp2-Masken für sich und 
ihre herzkranke tochter gebeten. in 
einem Eilverfahren vor dem karls-
ruher Sozialgericht beantragte sie 
dann die Bereitstellung von FFp2-
Masken oder eine entsprechenden 
Geldleistung, um das zweijährige 
kind im öff entlichen nahverkehr zu 
den wöchentlichen Behandlungen 
bringen zu können.

das Jobcenter lehnte den ur-
sprünglichen antrag mit der Begründung ab, 
dass ein fi nanzieller Mehraufwand für die bis-
herigen zwölf Monate pandemie bereits durch 
die Einmalzahlung in Höhe von 150 Euro und 
die zehn FFp2-Masken gedeckt werden würde.

das Sozialgericht karlsruhe sieht das in der 
Begründung des jetzt gefällten Urteils ganz an-
ders. demnach seien die Hilfeleistungen in 
Form von einmalig 150 Euro und zehn Masken 

nicht ausreichend, kämen zu spät und beruh-
ten auf einer fehlerhaft en Berechnung. in der 
Urteilsbegründung führt das Gericht aus, dass 
erwerbslose Menschen häufi g weniger anpas-
sungsfähig auf die Erschwernisse durch Co-
vid-19 reagieren könnten. personen ohne kon-
takt mit „dem sog. ‚Hartz-iV‘-Milieu“ mangele 
es oft  an Vorstellungskraft  über individuelle 
oder strukturelle Herausforderungen im pan-
demie-alltag. das Gericht warnt vor einer ver-
stärkten Entfremdung sozialer Schichten 
durch den anhaltenden lockdown. die beson-
dere Härte, mit der die pandemie-Situati on ar-
beitssuchende und ihre angehörigen träfe, sei 
dadurch für viele nicht sichtbar. 

der Beschluss gilt vorerst nur für den kon-
kreten Fall. das Sozialgericht karlsruhe macht in 
seinem Urteil zudem deutlich, dass es einen kri-
senzuschlag auf die Grundsicherung in Höhe 
von mindestens 100 Euro für jeden pandemie-
Monat als notwendig erachtet und reiht sich da-
mit in die Forderungen von Sozialverbänden 
und Gewerkschaft en ein. Eine Stellungnahme 
der Bundesregierung zu dem Urteil steht aus. 

das gleiche Gericht hatt e im Februar bereits 
einem ähnlichen antrag statt gegeben und dem 
Jobcenter aufgetragen, Empfänger* von ar-
beitslosengeld ii monatlich 129 Euro für FFp2-
Masken zu zahlen oder jede Woche 20 Masken 
bereitzustellen.

Sozialgericht Karlsruhe – S 12 AS 711/21 ER - 
Beschluss vom 24.3.2021
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i n  d e r  B e g r ü n d u n g  d e r 
R ichter  h ieß es ,  dass  e in 
Mehrbedarf für FFp2-Mas-
ken nicht festgestellt werden 
könne. 

die antragsteller hätten 
nicht glaubhaft begründet, 
dass sie mehr und teurere 
Masken benöti gten als ande-
re leistungsbezieher*. Zu-
dem müssten leistungsbe-
rechtigte prinzipiell die ko-

stengünstigste und zumutbare Variante der 
Bedarfsdeckung wählen.

aufgrund der Wiederverwendbarkeit von 
FFp2-Masken und dem inzwischen gesun-
kenen preis sei nicht erkennbar, dass das men-
schenwürdige Existenzminimum der antrag-
steller nicht gesichert werden könne oder das 
Grundrecht auf leben und körperliche Unver-
sehrtheit eine Mehrbedarfs bewilligung erfor-
dere.

Landessozialgericht Hessen – 
L 9 AS 158/21 B ER

WEGEN KOSTEN IM 
FRAUENHAUS: JOBCENTER 
VERKLAGT JOBCENTER 
da die Mitarbeiterinnen eines Frauen-

hauses in der nähe des ehemaligen Wohn-
sitzes einer betroff enen Mutt er und ihrer drei 
kinder noch immer eine Gefährdung für die ge-
nannten personen erkannten, zogen diese in ei-
ne andere Einrichtung außerhalb des Bereichs 
des ursprünglich zuständigen Jobcenters. 

nach § 36a SGB ii ist das Jobcenter am vo-
rigen Wohnort dazu verpfl ichtet, dem Job-
center am ort des Frauenhauses die kosten 
für die Zeit des aufenthaltes zu erstatt en.

das beklagte Jobcenter am ursprünglichen 
Wohnort hatt e dies abgelehnt mit der Be-
gründung, dass es zu einer Verlängerung der 
ursprünglich geplanten aufenthaltszeit ge-
kommen war, ohne dass vom Frauenhaus 
ein Sozialbericht mit polizeilichem Gutach-
ten zur Gefährdungssituation der Betrof-
fenen vorgelegt wurde.

das Sozialgericht Münster entschied im 
Sinne des klagenden Jobcenters. Eine kon-
krete Überprüfung der vorliegenden Ge-
fährdungssituati on durch den erstatt ungs-
pfl ichti gen träger sei nicht vorgesehen. die 
kostenübernahme sei bei einem aufenthalt 
in einem Frauenhaus verpfl ichtend und um-
fasse auch die psychosoziale Betreuung.

diesem Urteil schloss sich größtenteils 
auch das landessozialgericht Baden-Württ -
emberg im Revisionsverfahren an. Eine prü-
fung des Bedarfs sei zwar erforderlich, jedoch 
seien die Gutachten der Mitarbeiterinnen des 
Frauenhauses ausreichend gewesen.

Sozialgericht Münster – 
L 2 AS 3911/18

GERICHTE ENTSCHEIDEN GEGEN 
MEHRBEDARF AN FFP2-MASKEN 
das hessische landessozialgericht in 

darmstadt hat eine Entscheidung des Sozial-
gerichts Gießen bestäti gt, in der ein Mehr-
bedarf an FFp-2-Masken abgelehnt wurde.
Eine Familie im Hartz-iV-Bezug hatt e auf Zu-
satzleistungen in Höhe von 129 Euro geklagt. 
das Sozialgericht karlsruhe hatt e zunächst in 
ihrem Sinne für die Mehrleistung entschie-
den und eine einstweilige anordnung gegen 
das zuständige Jobcenter verhängt. die Ent-
scheidungen in Gießen und darmstadt 
hoben die anordnung auf.
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Wir beraten Sie im Stadtwerke CITYSHOP
Salzstraße 21, 48143 Münster
umwelt@stadt-muenster.de
www.stadt-muenster.de/umwelt

Beratungszeiten:  
Mo  12 - 17 Uhr
Di, Mi, Do  10 - 13 Uhr 

                             Klima schützen
                            Nachhaltig Konsumieren
                                Strom- und Wassersparen 
                                    Schimmelpilze - was tun?
                                              Umweltverträglich Renovieren
                                           Wohngifte, Luftbelastung, Lärm   
                                      Richtiges Heizen und Lüften                                                        
                                  Natur- und Artenschutz    
                             Grün in der Stadt 

   

Die Kostenübernahme des 
Jobcenters ist bei einem 
Aufenthalt im Frauenhaus 
verpfl ichtend
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nicht zu einem doppelten Grundfreibetrag 
oder zu einem zusätzlichen Erwerbstätigen-
freibetrag.

Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen vom 
06.04.2021 - L 13 AS 93/20

ZUGANG DER MELDE -
AUFFORDERUNG: BEWEISLAST 
LIEGT BEIM JOBCENTER
Wird von der erwerbsfähigen und leistungs-

berechtigten person der Zugang einer Melde-
aufforderung bestritten, so hat das Jobcen-
ter den Zugang zu beweisen. 

KOSTENÜBERNAHME FÜR IN 
DER AUSBILDUNG NOTWENDIGE 
BERUFSKLEIDUNG
die kosten für notwendige Berufskleidung 

in Höhe von 112,80 Euro – in Rede steht eine 
ausbildung zum koch – sind lediglich in Höhe 
des Regelsatzanteils für Bildung von 0,32 Eu-
ro von den monatlichen Regelsatzleistungen 
gedeckt. die Mehrkosten werden auch nicht 
durch die Schulbedarfspauschale abgedeckt. 
Vor diesem Hintergrund besteht ein an-
spruch auf eine einmalige leistung nach § 21 
abs. 6 SGB ii.

Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen vom 
26.05.2020 – L 1AS 793/18

ENTGELTNACHZAHLUNG 
FÜHRT NICHT ZU MEHR 
FREIBETRÄGEN
der nachträgliche Zufl uss von arbeitsent-

gelt für mehrere Monate führt bei der an-
rechnung auf leistungen des Jobcenters 

Urteile

dies gilt auch dann, wenn die betreffende 
person mitteilt, sie könne sich an den Zu-
gang nicht erinnern. Bei wiederholtem Be-
streiten des Zugangs von Schreiben hat das 
Jobcenter die Möglichkeit, eine Versand-
form mit Zugangsnachweis zu verwenden.

Landessozialgericht Sachsen vom 28.05. 2020 – 
L 3 AS 60/18

VERLETZTE MITWIRKUNGSPFLICHTEN 
VERMINDERN KEINE ANDEREN 
ANSPRÜCHE
Werden die Mitwirkungspfl ichten im Ren-

tenverfahren verletzt, so hat dies keine aus-

Jetzt online drucken: www.viaprinto.de

begeisternd
in Qualität, Lieferung
und Freundlichkeit

komfortabel
Ihre Druckdaten in der 

Online-Vorschau erleben

individuell
überzeugende Lösungen in
der persönlichen Beratung

Für die 
Übernahme der
Mehrkosten für 
in der Ausbildung 
notwendige Be-
rufskleidung
besteht ein An-
spruch auf eine 
einmalige Leistung
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GERÄTEHÜTTE: 
WER DEN GARTEN 
PFLEGT, DARF SIE BAUEN
Wenn der Mieter laut Miet-

vertrag zur Gartenpfl ege ver-
pfl ichtet ist und es keine an-
dere zumutbare und rechtlich 
zulässige lagermöglichkeit 
für Gartengeräte gibt, besteht 
ein anspruch auf Erlaubnis, 
eine Gerätehütte zu errich-
ten.

Amtsgericht Vaihingen an der 
Enz – 1 C315/19

wirkungen auf den anspruch auf leis-
tungen zur Sicherung des lebensunter-
halts. das landessozialgericht weist da-
rauf hin, dass die Mitwirkungspfl ichten, 
wie sie etwa in § 60 ff . SGB i geregelt 
sind, nur für das Verwaltungsverfahren 
eines leistungsträgers (in diesem Fall 
die Rentenversicherung) gilt und sich 
nicht auch automati sch auf das Verwal-
tungsverfahren eines anderen leis-
tungsträgers erstreckt (in dem Fall die 
Sozialhilfe). 

Landessozialgericht Schleswig-Holstein vom 
06.04. 2020 – L 9SO 48/20 B ER

Ombudsstelle
Unabhängige Beschwerdestelle für Kundinnen und Kunden 

des Jobcenters

Probleme mit dem Jobcenter?
Lassen Sie sich beraten, wie Sie darauf reagieren können!
• Die Ombudsstelle berät kostenlos und vertraulich.
• Die Ombudsleute arbeiten ehrenamtlich und unparteiisch.
• Sie klären mit Ihnen die Situati on, beraten Sie, welche  
 rechtlichen Mitt el Ihnen off en stehen oder wo Sie in
 Münster weitergehende Beratung bekommen.
• Sie versuchen in Konfl iktf ällen, gemeinsam mit den 
 zuständigen Mitarbeiter/-innen des Jobcenters und      
 Ihnen die Situati on zu klären und eine Lösung zu fi nden.
 Die Ombudsstelle ist in Coronazeiten derzeit nur 
 telefonisch oder per Email zu erreichen!

Für weitere Informati onen:

Tel: 0251 492 7069

E-Mail: ombuds-

stelle@stadt-muenster.de

Bürozeiten zur Terminvereinbarung:
Montag:  14:00 Uhr–16:00 Uhr
Mitt woch:  08:00 Uhr –12:00 Uhr
Donnerstag:  14:00 Uhr –18:00 Uhr
Freitag:  08:00 Uhr –12:00 Uhr

Kontaktdaten:Ombudsstelle MünsterStadthaus 1
Klemensstraße 10Zimmer 3.034

SOFORTBONUS VON STROM VERSORGERN WIRD 
ALS EINKOMMEN ANGERECHNET
die für den Wechsel des Stromversorgers gewährte Zahlung des neu-

en anbieters („Sofortbonus“), ist vom Jobcenter im Zuflussmonat als 
Einkommen zu berücksichtigen.

Sind mehrere personen im SGB-ii-Haushalt Vertragspartner, so ist der 
Sofortbonus entsprechend aufzuteilen und muss – nach abzug der Ver-
sicherungspauschale in Höhe von 30 Euro – angerechnet werden.

Bundessozialgericht vom 14.10.2020 – B 14 AS 14/20 
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Mit fi nanzieller Unterstützung von:

IMPRESSUM
SOMMER 2021 UNTERVERMIETUNG AUCH 

OHNE VORSTELLUNGSTERMIN 
MÖGLICH
die Untervermietung darf nicht da-

von abhängig gemacht werden, dass 
sich ein in aussicht genommener Un-
termieter gesondert beim Vermieter 
bewirbt oder sich persönlich vorstellt. 
außer auf die angabe des namens, des 
Geburtsdatums und des Geburtsorts 
des potenti ellen Untermieters besteht 
kein weiterer anspruch auf darüber 
hinausgehende informati onen.

Landgericht Berlin – 64 T 49/20

DEPRESSION KANN VERSTOSS 
GEGEN MIETVERTRAG 
ENTSCHULDIGEN
Es kann an einem Verschulden des Mieters 

an der Verletzung seiner vertraglichen pfl ich-
ten fehlen (in diesem Fall: Zahlungsverzug), 
wenn er aufgrund einer depression nicht in 
der lage war, als Freiberufl er ausreichend Ein-
nahmen zu erzielen und seine angelegenheiten 
angemessen zu regeln.

Amtsgericht Münster – 4 C 3363/19

MODERNISIERUNG: ZU FRÜHE ANKÜN-
DIGUNG IST RECHTSWIDRIG
Wird eine Modernisierung zu früh angekün-

digt, so ist dies rechtsmissbräuchlich. der Ver-

mieter kann in solchen Fällen keine duldungs-
ansprüche gegenüber dem Mieter herleiten. in 
dem verhandelten Fall war die Modernisierung 
16 Monate vor Beginn der für das Mietobjekt vor-
gesehenen Maßnahme angekündigt worden. 

Landgericht Berlin – 67 S 108/20

KÜNDIGUNG EINER  MESSIE-
WOHNUNG NUR BEI GEFAHR IM VERZUG
Es liegt kein kündigungsgrund vor, wenn der 

Mieter die Wohnung zwar so zustellt, dass das 
Betreten einzelner Räume nur eingeschränkt 
möglich ist, aber eine Gefährdung der Woh-
nung, etwa durch Unrat, Ungeziefer, Schim-
melbildung oder durch stati sche Überlastung 
nicht gegeben ist.

Landgericht Münster vom 16.09.2020 – 01S53/20
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Aktuelle Angebote und Hilfen für Menschen
in Münster-Kinderhaus 

• Sozialberatung und Unterstützung 
• Integrati onsarbeit 
• Fachliche Begleitung von Arbeitsgelegenheiten 
• Sozialer Arbeitsmarkt 
• Ausgabestelle der Münster-Tafel 
• über 35 interkulturelle Gruppenangebote 
• Projekt Lesepat*Innen mit der Grundschule West 
• gemeinschaft liche Bewohnerprojekte 
• Stadtt eilarbeit für bessere Wohnverhältnisse
• Ausgabe von Mieterberatungsscheinen 
• Selbsthilfeakti vitäten, Off ene Treff s, Stadtt eilfeste 
• Angebote und Hilfen für Senior*innen
• Bildungsveranstaltungen, Kurse 
• religiöse Veranstaltungen, Gott esdienste 
• Off ene Kinder- und Jugendarbeit 
• Aufsuchende Jugendarbeit 
• Jugendsozialarbeit, Jugendberufshilfe 
• Angebote für Familien, Ferienprogramme 
• Stadtt eilrundgänge Brüningheide 

Bereits seit mehr als 30 Jahren setzen sich sozial engagierte Personen 
und Gruppen dafür ein, für und gemeinsam mit vielen benachteiligten 

Menschen aus Kinderhaus die Wohn- und Lebenssituati on zu verbessern. 
Aus dem Schleifen-Koop entstand erst die Begegnungsstätt e Sprickmann-

straße und in der Folge das Begegnungszentrum Kinderhaus mit angeschlos-
sener Jugend- und Beratungseinrichtung. 
Mitt lerweile unterstützen mehr als 200 Mitglieder und Förderer die akti ve inter-
kulturelle Stadtt eilarbeit, für die es bereits viele Preise gab: 

Das Begegnungszentrum wird sich auch in Zukunft  mit allen 
Kräft en dafür einsetzen, Kinderhaus weiter nach vorne zu 

bringen. Im Mitt elpunkt steht ein lebendiges verbin-
dendes Netzwerk, unabhängig von sozialem 

Status, Herkunft  und  religiöser 
Orienti erung.

Münster-Kinderhaus 
nach vorne bringen

• Bundespreis Soziale Stadt für die Initi ati ven zur Verbesserung der 
• Wohnsituati on 
• Umweltpreise Stadt Münster für den „Bewohnerpark Grünschleife“

und die „Grünen Inseln“
• Bürgerprojektpreise für das Lesepat*innenprojekt und „Westf alen 

      für Anfänger*innen“ 

Wir freuen uns auf Ihr Kommen! 
Begegnungszentrum Kinderhaus e.V. 
Sprickmannplatz 7, 48159 Münster 
Fon: 0251 - 21 69 58  /  390 96 96
Email: stadtt eilarbeit@bgz-kinderhaus.de 
Fax: 0251 - 899 84 96 

Unsere Einrichtungen 
• Das Begegnungszentrum am Sprickmannplatz 7 

als Treff punkt der vielfälti gsten Gruppen und Initi ati ven 
• Der Jugendsalon am Platz als off ener Treff punkt für 

die jungen Menschen des Wohnviertels 
• Das Büro Killingstraße 15 als Ort für Beratung, 

Organisati on, Koordinati on und Kleingruppen
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MÜNSTER.
ALLES IST DRIN.

Jetzt Mitglied werden!

Mitglied werden

gruenemuenster

gruene.muenster

gal_muenster

gruene-muenster.de

Kandidatin für die Bundestagswahl




